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Einziger Tagesordnungspunkt 

 

Gesetzentwurf der Fraktionen SPD, BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN und FDP 

Entwurf eines Gesetzes zur Einführung einer 
rompreisbremse und zur Änderung weiterer 
energierechtlicher Bestimmungen 

BT-Drucksache 20/4685 

Der Vorsitzende: Meine sehr verehrten Damen 
und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen, ich 
bitte Sie, Platz zu nehmen. Dann können wir mit 
unserer heutigen Anhörung beginnen. Herzlich 
willkommen hier im Deutschen Bundestag. Ich 
begrüße Sie alle recht herzlich zu unserer heuti-
gen öffentlichen Anhörung im Ausschuss für 
Klimaschutz und Energie. Gegenstand der Anhö-
rung ist der Gesetzentwurf der Fraktionen SPD, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP, Entwurf 
eines Gesetzes zur Einführung einer Strompreis-
bremse und zur Änderung weiterer energierechtli-
cher Bestimmungen - BT-Drucksache 20/4685. Ich 
begrüße als Erstes recht herzlich unsere Sachver-
ständigen. Teilweise waren wir ja schon in der 
Anhörung vorher zusammen, als wir uns mit der 
Gaspreisbremse beschäftigt haben. Ich begrüße 
noch einmal Frau Kerstin Andreae, von der 
Hauptgeschäftsführung Bundesverband der 
Energie- und Wasserwirtschaft e. V. Herzlich Will-
kommen. Ich begrüße Wolfram Axthelm vom 
Bundesverband WindEnergie e. V. Auch recht 
herzlich Willkommen. Herrn Dr. Olaf Däuper, 
Rechtsanwalt. Herr Däuper ist auch da. Dann 
Herrn Dr. Thomas Engelke, Leiter Team Energie 
und Bauen von der Verbraucherzentrale Bundes-
verband e. V. Schönen guten Tag. Dann Dr. 
Benjamin Held, Leiter des Arbeitsbereichs Nach-
haltige Entwicklung FEST e. V. – Institut für Inter-
disziplinäre Forschung, der digital zugeschaltet 
ist. Da müssen wir jetzt noch einmal nachfragen, 
ob auch alles funktioniert. Herr Held, können Sie 
uns hören? 

SV Dr. Benjamin Held (FEST e. V.): Ich kann Sie 
super hören. 

Der Vorsitzende: Ganz leise. Also wenn Sie dann 
dran sind, müssten Sie gucken, dass wir das mit 

dem Mikrofon noch besser hinkriegen, sodass wir 
Sie auch verstehen können. Aber Sie sind jeden-
falls da. Das ist ja schon okay. Dann haben wir 
Herrn Stefan Kapferer, Vorsitzender der Ge-
schäftsführung von 50Hertz Transmission GmbH. 
Herr Kapferer, herzlich Willkommen. Des Weite-
ren Herrn Ingbert Liebing, Hauptgeschäftsführer 
Verband Kommunaler Unternehmen e. V. Herr 
Liebing, auch noch einmal recht herzlich Will-
kommen. Dr. Simone Peter, Präsidentin des 
Bundesverbands Erneuerbare Energie e. V. Frau 
Peter, recht herzlich Willkommen. Sandra Rostek, 
Hauptstadtbüro Bioenergie. Einen schönen guten 
Tag. Dann Herrn Prof. Dr. Fritz Söllner – der war 
auch eben schon da – von der TU Ilmenau. Und 
Dr. Constantin Terton, Zentralverband des 
Deutschen Handwerks e. V. Recht herzlich Will-
kommen zusammen. Ich begrüße des Weiteren die 
Kolleginnen und Kollegen des Ausschusses für 
Klimaschutz und Energie sowie der mitberaten-
den Ausschüsse. Auch hier noch einmal meine 
Bemerkungen. Es ist so, dass nur wenige Abgeord-
nete hier sind. Das liegt nicht am Desinteresse, 
sondern weil sitzungsfreie Zeit ist. Das bedeutet 
nicht, dass der Abgeordnete nicht arbeitet, son-
dern in der Regel seinen Aufgaben im Wahlkreis 
nachkommt. Und Sie können mir glauben, es ist 
zurzeit nicht wenig aufgrund der derzeitigen Um-
stände, unter denen wir gemeinsam unsere Arbeit 
hier leisten. Die Abgeordneten sind uns natürlich 
digital zugeschaltet und werden auch digital Fra-
gen stellen. Sie kriegen also, auch wenn Sie sie 
nicht sehen, alles mit, was Sie sagen. Diesen Hin-
weis möchte ich an dieser Stelle noch einmal ge-
ben. Des Weiteren begrüße ich für die Bundesre-
gierung PStS Stefan Wenzel, der uns ebenfalls zu-
geschaltet ist sowie weitere Fachbeamtinnen und -
beamte des BMWK. Die Vertreterinnen und Ver-
treter der Länder, die Vertreterinnen und Vertreter 
der Medien. Und natürlich begrüße ich auch ganz 
herzlich die Gäste, die uns heute hier zuhören 
oder uns über das Internet zugeschaltet sind. Da-
mit können wir gleich zum Ablauf der heutigen 
Anhörung kommen. Folgende Bemerkungen: Sie 
erhalten zunächst drei Minuten für ein Einfüh-
rungsstatement. Dann werden wir in die Fragerun-
den eintreten. Und zwar die erste Fragerunde mit 
vier Minuten für Frage und Antwort. Also je kür-
zer die Frage, desto mehr Zeit für die Antwort. 
Aber vier Minuten ist die Grenze. Und ich muss 
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aufgrund der Ausgewogenheit zwischen den Frak-
tionen darauf achten, dass die Redezeiten genau 
eingehalten werden. Ich bitte Sie, sich an die Uhr, 
die sehen Sie dann da oben, auch einigermaßen 
zu halten. Dann haben wir noch eine Bitte an die 
fragestellenden Kolleginnen und Kollegen. Zu Be-
ginn Ihrer Frage bitte den Namen der Person nen-
nen, an die sich die Frage richtet, damit ich die 
Person dann auch noch einmal aufrufen kann und 
auch das Protokoll weiß, wer spricht und wer 
dran ist. Das auch als Hinweis, dass ein Wortpro-
tokoll erstellt wird und alles, was Sie sagen, auch 
der Nachwelt erhalten bleibt. Damit wäre ich mit 
den Vorbemerkungen durch. Wir könnten in die 
erste Runde der Statements einsteigen. Und als 
erstes bitte ich Frau Andreae um ihr Statement. 

SV Kerstin Andreae (BDEW): Vielen Dank, Herr 
Vorsitzender. Sehr geehrte Abgeordnete für die 
Möglichkeit, zu diesem Gesetz Stellung zu neh-
men. Ich habe vorhin bei der Gaspreisbremse 
schon die Möglichkeit gehabt, darauf hinzuwei-
sen, dass die Umsetzung der Bremse für die Ener-
gieversorger ein erheblicher Aufwand ist. Und 
deswegen die dringende Bitte, hier darauf zu ach-
ten, Komplexität zu reduzieren. Vielleicht habe 
ich nachher noch die Gelegenheit, im Einzelnen 
darauf einzugehen. Ich möchte aber hier, weil 
diese Strompreisbremse ja noch einen anderen 
Aspekt hat – nämlich die Frage der Erlösabschöp-
fung – einen kurzen Blick drauf werfen. Wir kön-
nen als Energiewirtschaft sehen, dass wir hier 
einen solidarischen Beitrag leisten sollen. Deswe-
gen haben wir uns hier auch immer so positio-
niert. Die Tiefe der Markteingriffe besorgt uns 
aber, weil wir noch einmal deutlich machen wol-
len, dass wir gerade auf der Abschöpfungsseite 
dringend ein Enddatum brauchen. Wir halten als 
Energiewirtschaft generell und dauerhaft an einer 
marktlichen, wettbewerblichen Orientierung fest. 
Warum sage ich das so? Wir sind zutiefst davon 
überzeugt, dass man sich aus dieser Krise nur her-
ausinvestieren kann. Das heißt, wir brauchen in 
Deutschland einen Investitionsstandort, einen at-
traktive Investitionsrahmen, damit hier Investitio-
nen auch getätigt werden. Im Hinblick auf dieses 
Gesetz lassen Sie mich drei Punkte ansprechen: 
Das erste ist, dass wir zutiefst bedauern, dass die 
Höchstwerte bei den Ausschreibungen gestrichen 
worden sind. Es ist notwendig, die Höchstwerte 
anzuheben, damit in erneuerbare Energien weiter 

investiert wird. Wir sehen einen erheblichen An-
stieg von Materialkosten, einen inflationsbeding-
ten Kostentreiber. Deswegen halten wir es für not-
wendig, dass im Rahmen der Ausschreibung die 
Höchstwerte angehoben werden. Das Zweite ist, 
dass wir davor warnen möchten, dass der PPA-
Markt ausgetrocknet wird, dass wir im Termin-
markt Probleme bekommen. Wir brauchen die 
PPAs, wir brauchen den Terminmarkt, um ver-
lässlich auch das langfristige Stromangebot auf-
recht zu erhalten. Und das Dritte ist, das wir mit 
erheblicher Sorge auf die kurzfristige Streichung 
der vermiedenen Netzentgelte blicken. Wir alle 
wissen, dass in den Jahren 2016/2017 mit der 
Energiebranche ein Kompromiss gefunden wurde, 
wie mit den vermiedenen Netzentgelten umzuge-
hen ist. Das betone ich deswegen, weil das etwas 
mit Vertrauensschutz und mit Bestandsschutz zu 
tun hat. Man hat sich auf eine Regel verständigt 
und man ist dann ein attraktiver Investitions-
standort, wenn diese Regeln gelten. Und deswe-
gen wäre das Signal des Streichens der vermiede-
nen Netzentgelte ein erhebliches negatives Signal, 
was den Investitionsstandort angeht. Insofern 
möchten wir bitten, dass dies rückgängig gemacht 
wird. 

Der Vorsitzende: Danke. Als nächstes Herr 
Axthelm, bitte. 

SV Wolfram Axthelm (BWE): Vielen Dank Herr 
Vorsitzender. Vielen Dank meine Damen und Her-
ren Abgeordnete für die Einladung. Die Koalition 
legt hier einen ambitionierten Gesetzesentwurf 
vor. Das Problem ist real, der Lösungsansatz kom-
plex und mit vielen rechtlichen und tatsächlichen 
Unsicherheiten behaftet. Wir haben Sorge vor ju-
ristischen Streitigkeiten auf vielen Ebenen. Wich-
tig erscheint uns deshalb, die Befristung klar zu 
definieren und jeden Automatismus einer Verlän-
gerung per Verordnung zu vermeiden. Die Wirt-
schaft, die stromintensive Industrie allemal, brau-
chen den schnellen Ausbau erneuerbarer Ener-
gien, brauchen mehr Tempo in der Energiewende. 
Daran, ob hier ein Beitrag geleistet werden kann, 
muss sich jedes neue Gesetz im Energiesektor 
messen lassen. Bitte überprüfen Sie unter diesem 
Gesichtspunkt, ob die Anrechenbarkeit von Inves-
titionen unter dem aktuellen Ansatz des Abschöp-
fungsmodells hierfür noch einen zusätzlichen 
substantiellen Beitrag leisten kann. Eine solche 



  

 
Ausschuss für Klimaschutz und Energie 

   
 

20. Wahlperiode Protokoll der 45. Sitzung 
vom 6. Dezember 2022 

Seite 8 von 31 

 
 

Reinvestitionsquote kann auch industriepolitisch 
sinnvoll sein. Am 25. November 2022 wurde die 
Formulierungshilfe im Kabinett beschlossen. Im 
Gesetzentwurf fehlten überraschend drei Punkte, 
die in die Zukunft weisen. Und auf diese möchte 
ich mich konzentrieren. Die anderen Punkte 
spricht nachher Dr. Simone Peter für alle erneuer-
baren Verbände an. Erster Punkt: Im § 11a EEG 
des Referentenentwurfs sollte eigentlich eine Dul-
dungspflicht für Anschlussleitungen ermöglicht 
werden. Wenn der Gesetzgeber den Ausbau der 
Erneuerbaren beschleunigen will, muss er diese 
Duldungspflicht mit diesem Gesetz oder spätes-
tens im Frühjahr nachholen. Zweiter Punkt: Nicht 
warten kann – und das muss zurück ins Gesetz – 
die Änderung des Höchstwerts im § 36b EEG. 
Nach wie vor bildet das EEG mit seinen Zusagen 
die Basis für die über zwei Dekaden reichende Fi-
nanzierung. Banken gehen genau nicht von dauer-
haft erhöhten Marktwerten aus. Der aktuelle 
Höchstwert bildet die Kostensteigerung von 30 bis 
40 Prozent nicht mehr ab. Es braucht deshalb eine 
dringende Erhöhung. Und es ist auch eine Lösung 
für bereits bezuschlagte Projekte erforderlich, de-
ren Realisierung wegen Preis- und Zinssprüngen 
in Frage steht. Letzter Punkt: In § 85a EEG des Re-
ferentenentwurfs, war eine Ermächtigung der 
Bundesnetzagentur vorgesehen, unter zwei ver-
schiedenen Anforderungen den Höchstwert ein-
malig im Kalenderjahr um 20 Prozent anzupassen. 
Auch das ist aus unserer Sicht sinnvoll und erfor-
derlich. Ohne die Höchstwertanpassung fehlt dem 
Motor für den schnellanziehenden Zubau die 
Luft. Der Zubau braucht unbedingt Tempo. Die 
Deutsche Energieagentur hat ja berechnet, sechs 
Anlagen pro Werktag müssen ab 1. Januar ans 
Netz gehen. Wir können nur so die Ziele im EEG 
erreichen, aber auch nur so die Stromnachfrage, 
insbesondere der energieintensiven Industrie, er-
füllen. Wir wollen das gerne tun. Dafür braucht es 
Investitionen. Nochmals vielen Dank für die Ein-
ladung. 

Der Vorsitzende: Herzlichen Dank. Herr Liebing, 
bitte. 

SV Ingbert Liebing (VKU): Vielen Dank für die 
Einladung zu dieser Anhörung. Das Grundanlie-
gen dieses Gesetzes der Strompreisbremse, für 
Entlastung der privaten Haushalte und der Wirt-
schaft zu sorgen, halten wir für richtig, aber die 

Ausformung im Gesetz für verbesserungsbedürf-
tig. Vier Punkte von mir zum Einstieg. Erstens, die 
Zielsetzung, ungewöhnlich hohe Gewinne in der 
Stromvermarktung abzuschöpfen, ist nachvoll-
ziehbar. Und dort, wo sie bei uns entstehen, sind 
wir natürlich auch bereit, unseren Beitrag zu leis-
ten. Mit dem Gesetzentwurf werden aber keine 
Zufalls- oder Übergewinne abgeschöpft, sondern 
es werden Erlöse abgeschöpft. Und dann weit 
überwiegend nicht einmal reale, sondern fiktive 
Erlöse. Völlig unabhängig vom Gewinn. Und das 
schießt über das Ziel hinaus, geht auch über die 
EU-Regeln deutlich hinaus. Im Ergebnis droht 
eine Abschöpfung von gar nicht vorhandenen Ge-
winnen. Statt Übergewinnabschöpfung, kommt 
jetzt Überabschöpfung. Und das betrifft insbeson-
dere Projekte der erneuerbaren Energien. Die Bei-
spiele aus allen Teilen Deutschlands zeigen: Das 
torpediert die Energiewende. Die Stadtwerke 
möchten gerne in erneuerbare Energien investie-
ren, aber nicht unter diesen Bedingungen. Zweiter 
Punkt: Kritisch ist vor allem auch für Anlagen mit 
hohen und aktuell steigenden Betriebskosten, dass 
die niedrigen Werte im Gesetzentwurf diese Kos-
tensteigerung der jüngsten Zeit nicht abbilden. 
Die müssen erhöht werden. Das betrifft Biogas, 
Biomasse, Abfall, Altholz und andere. Dritter 
Punkt: Bei wärmegeführten Kraftwärmekopp-
lungsanlagen sind Besonderheiten in der Strom-
vermarktung zu berücksichtigen, die im Abschöp-
fungsmechanismus des Gesetzentwurfes nicht be-
rücksichtigt sind. Das beeinträchtigt die Wirt-
schaftlichkeit von KWK Anlagen, obwohl wir die 
als effizienteste Form der Energieerzeugung drin-
gend brauchen, auch deren Ausbau. Und mein 
vierter Punkt ist für viele Stadtwerke ganz gravie-
rend. Die plötzliche Streichung der Entgelte für 
dezentrale Erzeugung, die sogenannten vermiede-
nen Netznutzungsentgelte. Das ist ein gewaltiger 
Vertrauensbruch. Mein Appell an Sie ist: Machen 
Sie das nicht. Wenn Sie das machen, dann scha-
den Sie nicht nur den Betreibern, den Stadtwer-
ken, sondern Sie ruinieren das Vertrauen in Recht 
und Gesetz, in verlässliche Investitionsbedingun-
gen. Die Einnahmen aus diesen Entgelten sind fes-
ter Kalkulationsbestandteil bei den Investitionen. 
Wenn das Bundeswirtschaftsministerium etwas 
anderes in den Gesetzentwurf hineingeschrieben 
hat, so entspricht das einfach nicht der Wirklich-
keit. Die Streichung wird auch nicht das Ziel er-
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reichen, die Netzentgelte zu entlasten. Über Um-
wege werden sie doch wieder steigen oder die 
Kosten müssen auf die Wärmekunden umgelegt 
werden. Dieser Punkt muss wirklich dringend ge-
ändert werden. Diese Streichung darf nicht erfol-
gen. Zu etlichen anderen Punkten haben wir in 
unserer schriftlichen Stellungnahme die Vor-
schläge vorgelegt. Vielen Dank. 

Der Vorsitzende: Dankeschön. Als nächstes Herr 
Dr. Däuper, bitte. 

SV Dr. Olaf Däuper (Rechtsanwalt): Vielen Dank 
meine sehr geehrten Damen und Herren Abgeord-
nete für die Gelegenheit zur Stellungnahme. Im 
Eingangsstatement möchte ich mich auf fünf 
Punkte beschränken. Erstens, das Konzept der 
Preisbremsen ist angesichts der Umstände und der 
Zeitachse das bestmögliche Konzept zur schnellen 
Entlastung. Wir müssen aber auch sehen, dass die 
Energieversorger erhebliche organisatorische, IT-
technische und prozessuale Herausforderungen zu 
bewältigen haben. Deswegen zwei dringende 
Punkte: Erstens, die Preisbremsen insgesamt, also 
Strom, Gas, Wärme sind synchron auszugestalten. 
Und zweitens, keine zusätzlichen Liquiditäts- 
oder Ausfallrisiken neu schaffen und den Energie-
versorgern überhelfen. Zweiter Punkt: Wer die 
Preisbremsen einführt, muss aus meiner Sicht 
auch den Ausstieg von Anfang an mitbedenken. 
Das heißt, wir haben eine erhebliche Marktinter-
vention, Wettbewerbsnivellierung. Was jetzt nicht 
passieren darf ist, dass wenn wir im neuen Nor-
mal – sagen wir mal 2024 – angekommen sind, 
dann die Energieversorger, die jetzt in den schwe-
ren Zeiten die Versorgung stabil aufrecht erhalten 
haben, mit Altlasten im Portfolio – Stichwort 
,,kontinuierliche Beschaffung“ – schutzlos den 
Discountern oder Schnäppchenjägern auf dem 
Spotmarkt ausgeliefert sind. Drittens, zum Thema 
Erlösabschöpfung: Da wurden einige Bedenken 
jetzt schon dankenswerter Weise im Kabinettsent-
wurf abgemildert oder aufgegriffen. Ein Problem 
bleibt, dass aus meiner Sicht ein wichtiges, zent-
rales Instrument der Vermarktung von erneuerba-
ren Strom beinahe mutwillig zerstört wird, näm-
lich die PPAs, die nach dem 1. November 2022 
abgeschlossen werden. Die potentiell jetzt so risi-
kobehaftet und existenzgefährdend für die Anla-
genbetreiber sind, dass im Grunde keine neuen 

PPAs mehr abgeschlossen werden. Dieser Miss-
brauchsgefahr, die es grundsätzlich gibt, könnte 
man durch wesentlich mildere Mittel, beispiels-
weise durch Wirtschaftsprüfungstestate, begeg-
nen. Viertens: Entlastung der energieintensiven 
Industrie. Da ist das Kriterium der Reduzierung 
des EBITDA um 40 Prozent aus meiner Sicht zu 
starr und auch an der Realität vorbei, Stichwort 
„Abverkauf von Energiemengen, die auf Termin 
für 2022 beschafft worden waren“. Das Problem 
liegt hier natürlich auch maßgeblich im temporä-
ren Krisenbeihilferahmen der EU (TCF) begrün-
det. Eine Anregung aus meiner Sicht ist, vielleicht 
auch noch einmal über einen europäischen In-
dustriestrompreis als Lösung nachzudenken. Und 
der letzte Punkt wurde schon verschiedentlich an-
gesprochen: Abschaffung der vermiedenen Netz-
nutzungsentgelte im Vorübergehen. Da kann man 
jetzt zum Konzept der vermiedenen Netznut-
zungsentgelte sicherlich stehen wie man will. 
Aber aus meiner Sicht geht das überhaupt nicht, 
dass man die Regelung – basierend auf einem Ver-
trauenstatbestand – jetzt praktisch nachträglich 
und nebenbei versucht abzuschaffen. Das sollte 
man hier im Gesetzgebungsverfahren dringend 
heraus nehmen. Und wenn man sich dem Thema 
widmen möchte, dann sollte man dies in einem 
eigenen Gesetzgebungsverfahren noch einmal neu 
aufbohren. Vielen Dank. 

Der Vorsitzende: Herzlichen Dank. Herr 
Dr. Engelke, bitte. 

SV Dr. Thomas Engelke (vzbv): Auch von mir 
herzlichen Dank für die Einladung. Die Strom-
preise sind ja nicht ganz so stark wie die Gas-
preise, aber dennoch enorm gestiegen. Verbrau-
cherinnen und Verbraucher zahlen im Oktober im 
Durchschnitt 0,43 Euro pro Kilowattstunde. Vor 
einem Jahr waren es noch 41 Prozent weniger. 
Und mehrere Hundert Versorger haben weitere 
Preiserhöhungen zum Januar 2023 angekündigt. 
Die Erhöhungen liegen im Schnitt bei 62 Prozent. 
Die Zahlen sind von Check24. Entsprechend se-
hen wir auch in den Verbraucherzentralen in den 
Beratungen einen extrem starken Anstieg an Be-
schwerden. Deswegen ist Hilfe dringend erforder-
lich und wurde von der Regierung ein Stück weit 
schon auf den Weg gebracht. Leider fehlt ausge-
rechnet dieser direkte Auszahlungsmechanismus 
noch als einfachste Maßnahme. Dieser ist zwar 
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mit dem Jahressteuergesetz vergangen Freitag be-
schlossen worden, kommt aber zu spät. Die jetzi-
gen Maßnahmen mit der Dezember-Soforthilfe 
und den Gas-, Wärme- und Strompreisbremsen, 
mit denen die Verbraucherinnen und Verbraucher 
spürbar entlastet werden sollen, begrüßen wir 
grundsätzlich sehr. Gut ist auch der Automatis-
mus, dass Verbraucherinnen und Verbraucher die 
Unterstützung nicht selbst beantragen müssen. 
Das ist ein großer Vorteil. Bei der Strompreis-
bremse gibt es aber an verschiedenen Stellen aus 
unserer Sicht noch Nachbesserungsbedarf. Ers-
tens, wer bisher überdurchschnittlich viel Strom 
verbraucht hat, dem wird es einfacher fallen, die 
20 Prozent einzusparen. Wer bereits viel gespart 
hat, kann genau das nicht. Und der hat tendenzi-
ell das Nachsehen. Zweitens, wer mit Strom heizt, 
den trifft es besonders hart. Das sind Haushalte, 
die zum Beispiel mit Wärmepumpen oder auch 
mit alten Nachspeicherheizungen heizen. Tarife 
dafür waren in der Vergangenheit deutlich günsti-
ger als die Normalstromtarife. Diese waren unge-
fähr ein Drittel günstiger. Deswegen brauchen wir 
auch in Zukunft spezielle Wärmestromtarife. Wir 
brauchen dafür eine eigene Preisobergrenze von 
0,30 Euro pro Kilowattstunde. Also ungefähr ein 
Viertel darunter. Und Drittens: das viele Geld der 
Verbraucherinnen und Verbraucher und auch vie-
ler Unternehmen landet auf den Konten der 
Stromanlagenbetreiber, die aber nichts extra dafür 
tun mussten. Deswegen sind diese Zufallsge-
winne, wie der Name schon sagt, zufällig. Und es 
ist daher mehr als fair, dass die Unternehmen 
diese Milliardenbeträge an den Staat, und letzt-
endlich dann an die Endverbraucher zurückgeben. 
Daher sollten anstatt wie geplant 90 Prozent, 
100 Prozent der Überschusserlöse der Anlagenbe-
treiber abgeschöpft und zur Gegenfinanzierung 
der Strompreisbremse eingesetzt werden. Und ein 
letzter Punkt, weil es hier mehrfach angesprochen 
wurde. Der vzbv unterstützt schon immer und 
auch jetzt die Abschaffung der vermiedenen Netz-
entgelte. Vielen Dank. 

Der Vorsitzende: Herzlichen Dank. Als nächstes 
Herr Dr. Held. Der ist uns zugeschaltet. Herr Held, 
bitte. 

SV Dr. Benjamin Held (FEST e. V.): Vielen Dank 
auch von meiner Seite. Ich wäre gern persönlich 
Vorort gewesen, bin aber erkältet. Ich weiß nicht, 

bin ich gut zu verstehen? Ist das laut genug oder 
soll ich es noch lauter probieren? 

Der Vorsitzende: Wunderbar. Jetzt funktioniert es 
klasse. 

SV Dr. Benjamin Held (FEST e. V.): Okay, gut. 
Einführend möchte ich betonen, dass ich es für 
richtig halte, dass Haushalte und Unternehmen im 
Zuge der deutlich gestiegenen Energiepreise un-
terstützt werden sowie, dass die Zufalls- bzw. 
Überschusserlöse abgeschöpft werden. Unter dem 
gegebenen Zeitdruck und vor dem Hintergrund, 
dass die Daten für eine zielgenauere Unterstüt-
zung bislang nicht vorliegen, sind die vorgeschla-
genen Instrumente aus meiner Sicht auch ein 
durchaus gangbarer Weg. Auf drei Aspekte sollte 
jedoch aus meiner Sicht noch stärker geachtet 
werden und das zum einen über Anpassungen an 
den Gesetzen selbst sowie zum anderen über wei-
tere begleitende Maßnahmen. Erstens: Es muss si-
chergestellt werden, dass den besonders belaste-
ten Haushalten im unteren Einkommensbereich 
ausreichend geholfen wird. Für diese ist in vielen 
Fällen auch eine Erhöhung auf 0,40 Euro pro Kilo-
wattstunde ein großes Problem. Sie können oft-
mals nur wenig zusätzlich einsparen, da sie schon 
zuvor notgedrungen sehr sparsam gelebt haben 
und ihnen fehlen die Mittel für Investitionen. Hier 
braucht es zusätzliche Maßnahmen wie beispiels-
weise eine Erhöhung des Regelsatzes und weiterer 
Förderinstrumente. Zweitens: Einkommensstär-
kere Haushalte sollte auch unterstützt werden, 
aber angesichts der knappen Mittel, die insbeson-
dere für Investitionen zur Erreichung der Kli-
maneutralität benötigt werden, sollte stärker drauf 
geachtet werden, dass diese Förderung nicht über-
mäßig gewährt wird. Weil der Stromverbrauch im 
Durchschnitt mit dem Einkommen ansteigt, die 
obersten 10 Prozent verbrauchen im Schnitt etwa 
50 Prozent mehr Strom als die untersten 10 Pro-
zent, und weil einkommensstärkere Haushalte 
mehr Möglichkeiten zur Einsparung haben, wird 
es sonst in jedem Fall dazu kommen, dass regres-
sive Verteilungswirkungen entstehen. Hier sollte 
noch einmal überprüft werden, wie die Förderung 
insbesondere für hohe Einkommensgruppen, die 
auf die Unterstützung nicht unbedingt angewiesen 
sind, reduziert werden könnte, zum Beispiel 
durch eine Herabsetzung der Einkommensgrenze, 
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ab der die Entlastungen versteuert werden müs-
sen, auf ca. 60.000 Euro sowie durch einen tempo-
rär befristeten Energiesoli, wie er von den Wirt-
schaftsweisen vorgeschlagen wurde. Drittens: In 
jedem Fall muss vermieden werden, dass die 
Transformation zur klimaneutralen Gesellschaft 
durch die Preisbremsen und die Überschusserlös-
abschöpfung negativ beeinflusst wird. Instru-
mente sollten möglichst so gestaltet werden, dass 
sie diese Transformation vielmehr befördern – 
also zum Beispiel zum Ausbau der erneuerbaren 
Energien und der Elektrifizierung im Gebäudebe-
reich beitragen. Zudem sollten die Diskussionen 
und Probleme der letzten Monate als Anlass ge-
nommen werden, unbedingt so schnell wie mög-
lich einen Direktzahlungsmechanismus zu etablie-
ren, um damit zukünftig leichter Soforthilfen an 
alle auszahlen zu können. Damit verbunden sollte 
auch schnellstmöglich das Klimageld eingeführt 
werden, um dann in diesem Zuge auch die CO2-
Preise und deren Erhöhung wieder einzusetzen 
und im Idealfall noch zu erhöhen und damit die-
ses zentrale Element des Klimaschutzes wieder zu 
stärken. Vielen Dank. 

Der Vorsitzende: Danke. Als nächstes Herr 
Kapferer, bitte. 

SV Stefan Kapferer (50Hertz): Herr Vorsitzender, 
vielen herzlichen Dank. Und auch von meiner 
Seite herzlichen Dank an den Ausschuss für die 
Einladung zu dieser Anhörung. Ich möchte begin-
nen mit einem Kompliment für den Gesetzent-
wurf. Und zwar für den Passus, der vorsieht, 
einen Zuschuss zu den Übertragungsnetzentgelten 
im kommenden Jahr zu zahlen. Das ist deshalb 
eine sehr wichtige Maßnahme, weil die gestiege-
nen Strompreise sich am Ende auch im Übertra-
gungsnetzentgelt niedergeschlagen hätten. Und 
hier ist es dem Gesetzgeber gelungen, ein Modell 
vorzusehen, das unbürokratisch ausgestaltet ist, 
das einfach funktioniert und das am Ende alle 
Stromkundinnen und -kunden auch entlastet. Lei-
der ist es bei der weiteren Ausgestaltung der 
Strompreisbremse nicht gelungen, diese unbüro-
kratische und einfache Ausgestaltung auf die an-
deren Elemente zu übertragen. Bei der eigentli-
chen Strompreisbremse haben wir eine Situation, 
dass alle Akteure im Energiemarkt eine Rolle spie-
len. Die Erzeuger, weil sie entsprechende Daten 

und am Ende natürlich auch das Geld bereitstel-
len müssen. Die Netzbetreiber, egal ob Verteilnetz-
betreiber oder Übertragungsnetzbetreiber, weil sie 
die Abwicklung der Geldeinsammlung organisie-
ren müssen. Und die Vertriebe, weil sie bekann-
termaßen nach dem Gesetz am Ende organisieren 
müssen, dass die Entlastungen bei den Kundinnen 
und Kunden ankommt. Jetzt ist klar, dass ein so 
komplexes Gesetz auf der Zielgeraden nicht mehr 
zu korrigieren ist. Trotzdem, glaube ich, es kommt 
in der endgültigen Ausgestaltung darauf an, es so 
zu organisieren, dass möglichst wenig finanzielle 
Mittel und auch möglichst wenig personelle Mit-
tel der Akteure am Energiemarkt, die ich gerade 
aufgezählt habe, gebunden werden, die man ei-
gentlich viel dringender für die Investition in die 
Energiewende und die Organisation der Energie-
wende bräuchte. Ganz konkret im Hinblick auf die 
Netzbetreiber deshalb die Bitte, sich noch einmal 
sehr genau anzuschauen, dass kein Liquiditätsri-
siko für die Netzbetreiber verbleibt. Da sind Rege-
lungen in den Paragraphen 20 und 25 StromPBG-
Entwurf möglich, um das noch stärker zu mini-
mieren, als das bisher vorgesehen ist. Und in § 35 
des Gesetzentwurfs noch einmal sehr genau da-
rauf zu achten, dass am Ende kein Haftungsrisiko 
bei dieser Abwicklung der öffentlichen Aufgabe 
der Strompreisbremse bei den Netzbetreibern ver-
bleibt. 

Der Vorsitzende: Dankeschön. Als nächstes Frau 
Dr. Peter, bitte. 

SV Dr. Simone Peter (BEE): Vielen Dank, Herr 
Vorsitzender. Meine sehr geehrten Damen und 
Herren. Vielen Dank auch für die Einladung. Die 
Branche der erneuerbaren Energien bekennt sich 
zu der Verantwortung, bei der Entlastung mitzu-
wirken. Wir erkennen das Vorhaben der Bundes-
regierung natürlich an, begrüßen und unterstützen 
es, eine Entlastung angesichts der fossilen Versor-
gungs- und Kostenkrise zu organisieren. Man 
muss aber auch sagen, die erneuerbaren Energien 
wirken heute schon mit einer Kostenbremse den 
steigenden Strompreisen an der Strombörse entge-
gen. Das wollen wir natürlich auch in Zukunft 
tun. Das Strompreisbremsengesetz, vor allem der 
komplexe und unverhältnismäßig komplizierte 
Abschöpfungsmechanismus, hat jedoch seit Be-
kanntwerden zu einer enormen Verunsicherung in 
der Branche geführt, bis hin zur Stornierung von 
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Projekten. Wir haben uns da auch gemeinsam mit 
BDEW, VKU, BNE schon verhalten. Durch den Be-
zug auf einen fiktiven Erlös statt auf tatsächliche 
Gewinne, was ja schon angesprochen wurde, 
schöpft das Gesetz sowohl die Investitionsspiel-
räume als auch den notwenigen Sicherheits- und 
Risikopuffer ab. Die Folge werden erhebliche wirt-
schaftliche Hürden sein. Und das kommt alles in 
einer sehr kritischen Phase der Energiewende. Un-
terzeichnete Ausschreibungen, rückläufige Geneh-
migungen zum Beispiel bei der Windenergie und 
die unzureichenden Flächenkulissen machen es 
jetzt schon schwierig, die ambitionierten Ziele bis 
2030 zu erreichen, auch ohne diesen Abschöp-
fungsmechanismus. Es hat sich auch die Markt-
lage verschärft. Wir erleben sehr starke Preisstei-
gerungen bei Materialien in der gesamten Wert-
schöpfungskette, aber auch bei der Finanzierung. 
Hinzu kommt ein globaler Wettbewerb von Asien 
bis USA. Inflation Reduction Act ist ein geflügel-
tes Wort, das uns allen einen Schrecken einjagt 
und uns verantwortet, hier voranzugehen. Die 
Branche will bis 2030 400 Milliarden Euro inves-
tieren. Das heißt, wir brauchen jetzt Planungssi-
cherheit, also eine klare zeitliche Befristung der 
Bremse bis Juni 2023 ohne Verlängerungsautoma-
tismus. Investitionsspielräume müssen gesichert 
werden durch eine einheitliche Erlösobergrenze 
von 180 Euro pro Megawattstunde, wie von der 
EU vorgesehen, inklusive Sicherheitszuschlag und 
bitte mit Berücksichtigung von Investitionskom-
ponenten, wie zum Beispiel in Österreich. Lang-
fristverträge müssen weiter ermöglicht werden. 
Statt erneuerbare Energien von den Langfristmärk-
ten zu verdrängen, braucht es zusätzliche Sicher-
heitspuffer für Erneuerbare auf dem Terminmarkt, 
um Risiken abzufedern. Hier ist auch die Ver-
schiebung des Stichtags für PPAs auf den 
1. Dezember 2022 wichtig. Die Bioenergie muss 
ganz aus der Erlösabschöpfung ausgenommen 
werden oder zumindest die Erlöse aus flexibler 
Produktion, darauf geht Frau Rostek gleich noch 
ein. Den Förderrahmen an die neue Marktrealität 
anpassen. Das heißt auch, was schon benannt 
wurde, Gebotshöchstwerte im EEG wieder rauf 
setzen, inklusive anzulegender Werte. Die markt-
belastenden Regelungen § 51 EEG – negative 
Strompreise – streichen. Die Zahlung vermiedener 
Netzentgelte wieder einführen und den Grundsi-
cherungspreis ermöglichen. Wir wollen das Inves-

titionsklima nutzen, statt zu beschädigen. Wir bit-
ten die Abgeordneten, hier Versorgung und Be-
zahlbarkeit mit erneuerbaren Energien dauerhaft 
zu sichern. Vielen Dank. 

Der Vorsitzende: Danke. Frau Rostek, bitte. 

SV Sandra Rostek (Hauptstadtbüro Bioenergie): 
Sehr geehrter Herr Vorsitzender, sehr geehrte Da-
men und Herren. Ich kann in der Tat nahtlos an-
schließen an das, was Frau Dr. Peter ausgeführt 
hat und danke für die Möglichkeit, zur Bioenergie 
noch einmal zu vertiefen. 50 Terawattstunden 
Strom, 172 Terawattstunden Wärme stellen Bio-
gasanlagen und Holzenergieanlagen derzeit für 
das System bereit. Damit reduzieren sie direkt den 
Erdgasverbrauch und dämpfen auch bereits direkt 
die Energiekosten. Den Bioenergieanlagen kommt 
daher aus unserer Sicht eine Schlüsselrolle gerade 
in der aktuellen Energiekrise zu. Und unlängst ha-
ben wir im Rahmen des Energiesicherungsgeset-
zes folgerichtig die Produktion der Biogasanlagen 
extra entdeckelt mit dem Ziel, die Produktion zu 
steigern. Leider ist es nun so, dass mit dem Ent-
wurf zum Strompreisbremsengesetz genau das Ge-
genteil ins Haus steht. Statt einer Produktionsent-
fesselung wird mit einer massiven Leistungsdros-
selung zu rechnen sein, wenn nicht noch Nach-
besserungen erfolgen. Die Bioenergie ist leider in 
besonders negativer Weise von dem Vorhaben der 
Strompreisbremse betroffen, das wir in Grundzü-
gen natürlich unterstützen, allerdings nicht in der 
aktuellen Ausgestaltung. Denn seit Kriegsbeginn 
gab es massive Steigerungen der Produktionskos-
ten und auch der variablen Kosten. Die Erlösab-
schöpfung würde daher bei diesen Anlagen tat-
sächlich zu realen Verlusten führen. Gerade Holz-
heizkraftwerke würden in Schieflage geraten, aber 
auch – nach wie vor, trotz einiger Verbesserungen 
im Kabinettsentwurf – das Biogas. Bei der Stein-
kohle wurde mit Bezug auf die hohen Kosten eine 
Ausnahmeregel von der EU gezogen. Bei der Bio-
energie hingegen soll voll abgeschöpft werden. 
Diese Benachteiligung der erneuerbaren Brenn-
stoffe ist den Betreibern in keinster Weise vermit-
telbar. Werden die Erlöse wie geplant abgeschöpft, 
können die Biogasanlagen künftig nicht mehr den 
flexiblen Strom für das Energiesystem bereitstel-
len. Die Betreiber haben Millionenbeträge inves-
tiert. Wenn 90 Prozent der Erlöse auch aus der fle-
xiblen Stromvermarktung abgeschöpft werden, 
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geht der Business-Case jetzt aber nicht mehr auf. 
Und dabei sind es ja gerade diese Erlöse, die An-
reize setzen, um die Stromerzeugung auf Stunden 
mit wenig Wind- und Solarstrom zu verlagern. 
Und das sind natürlich auch die Stunden mit dem 
größten Erdgasbedarf. Wenn die Biogasanlagen 
nun aus dem flexiblen Betrieb in den Dauerbetrieb 
umschalten müssen, dann wäre eine Ausweitung 
des Erdgasabsatzes wieder die Folge. Und damit 
hätten wir uns sicherlich einen Bärendienst er-
wiesen. Sehr geehrte Damen und Herren Abgeord-
nete, ich habe den Eindruck, sehr viele von Ihnen 
haben in den vergangenen Wochen Post von auf-
gewühlten Betreibern von Bioenergieanlagen er-
halten. Das allein sollte Ihnen zeigen, dass die Er-
lösabschöpfung hier wirklich über das Ziel hinaus 
schießt und an die Substanz geht. Und dabei ist 
die Lösung ebenso offenkundig wie einfach. Neh-
men Sie die Bioenergie aus der Erlösabschöpfung 
aus! 

Der Vorsitzende: Danke. Herr Prof. Dr. Söllner 
bitte. 

SV Prof. Dr. Fritz Söllner (TU Ilmenau): Vielen 
Dank. Ich könnte das Eingangsstatement von vor-
hin, mit dem Aufruf zur Energiewende in eine an-
dere Richtung, wiederholen. Das möchte ich nicht 
tun, keine Bange. An dieser Stelle möchte ich 
grundsätzliche Kritik an dieser Strompreisbremse 
üben. Sie haben hier ein sehr teures, sehr kompli-
ziertes, rechtlich fragwürdiges, bürokratisches 
Monstrum auf die Schienen gesetzt. Es ist bei 
Weitem entfernt davon, die bestmögliche Lösung 
in dieser Situation zu sein. Wieso ist dieses Prob-
lem überhaupt entstanden? Wir haben die hohen 
Gaspreise. Das führt dazu, dass die Gaskraftwerke 
die teuersten Stromerzeuger sind. Das führt dazu, 
dass die Gaskraftwerke die Grenzanbieter sind 
und als Grenzanbieter am Strommarkt den Strom-
preis bestimmen. In dieser Situation hätte ich es 
für besser gehalten, wenn wir nicht diese Preis-
bremse machen, sondern eine Subventionierung 
der Stromerzeugung mit Hilfe von Gas. Im ein-
fachsten Fall würde der Staat das Gas zum Markt-
preis ankaufen und an die Stromerzeuger zu ei-
nem subventionierten verbilligten Preis weiterver-
kaufen. Deren Kosten würden sinken, der Markt-
preis für Strom würde sinken und dadurch gäbe 
es gleichzeitig keine Überschusserlöse. Die ganzen 
Probleme, die hier schon angesprochen worden 

sind, könnte man vollkommen vermeiden. Für 
mich ist es nicht nachvollziehbar, wieso man über 
so eine Alternative nicht nachgedacht hat und die 
nicht ernsthaft in Erwägung gezogen hat. Außer-
dem wäre das viel billiger gewesen, weil man nur 
einen Teil des Stroms subventionieren müsste, 
nämlich den Strom, der mithilfe von Gas erzeugt 
wird. Mit diesem Instrument wird dagegen der 
Großteil des Stromverbrauchs subventioniert. Von 
daher ist diese Strompreisbremse, auf die Nach-
teile kann ich nachher im Einzelnen noch einmal 
zu sprechen kommen, bei Weitem nicht die best-
mögliche Maßnahme in der aktuellen Situation. 
Dankeschön. 

Der Vorsitzende: Danke. Herr Dr. Terton bitte. 

SV Dr. Constantin Terton (ZDH): Herr Vorsitzen-
der, meine Damen und Herren Abgeordneten, 
liebe Anwesende, vielen Dank, dass wir hier die 
Gelegenheit zur Stellungnahme haben. Der 
Zentralverband des Deutschen Handwerks vertritt 
als Spitzenverband der deutschen Wirtschaft die 
Interessen von einer Millionen Handwerksbetrie-
ben mit mehr als 5,57 Millionen Beschäftigten 
und 360.000 Auszubildenden. In einer Ende 
November 2022 durchgeführten Umfrage unter 
rund 3000 Betrieben berichteten uns 77 Prozent 
der Antwortenden von Preiserhöhungen im Rah-
men bestehender Lieferverträge für Strom und 
Erdgas, wobei diese bei Strom im Mittel bei 
79 Prozent lagen. Da ein Großteil der Betriebe die 
Kostensteigerung nur zum Teil oder gar nicht an 
Kunden weiterreichen kann, ist die Wirksamkeit 
der Strompreisbremse für Handwerkebetriebe von 
hoher Bedeutung. Neben den Änderungsnotwen-
digkeiten am vorliegenden Gesetzentwurf, zu dem 
wir Stellung genommen haben, ist an dieser Stelle 
auf die Situation der Betriebe hinzuweisen, deren 
Energieversorgungverträge und damit auch Kalku-
lationssicherheit insgesamt in Frage gestellt ist. 
24 Prozent der Betriebe, die von Vertragskündi-
gung betroffen sind, haben bislang noch kein 
neues Vertragsangebot für die Belieferung mit Gas 
oder Strom erhalten. Hier droht ein Stillstand der 
gesamten Produktion mit entsprechender Gefahr 
von Arbeits- und Ausbildungsplatzverlusten, 
wenn die Lieferverträge enden. Unabhängig vom 
Strompreisbremsengesetz ist die Thematik der be-
triebswirtschaftlich adäquaten Ersatzversorgungs-
verträge seitens der Politik dringend anzugehen. 



  

 
Ausschuss für Klimaschutz und Energie 

   
 

20. Wahlperiode Protokoll der 45. Sitzung 
vom 6. Dezember 2022 

Seite 14 von 31 

 
 

Zwei Punkte aus dem vorliegenden Gesetzentwurf 
möchte ich besonders betonen. Das ist zum einen 
der Vergleichszeitrum für die Berechnung des 
Entlastungskontingents. Als Bezugsjahr für die 
Festlegung des Entlastungskontingents wurde das 
Jahr 2021 gewählt. Damit würden jedoch ausge-
rechnet die Betriebe benachteiligt, die im Jahr 
2021 pandemiebedingt Betriebseinschränkungen 
und deutliche Umsatzverluste zu verzeichnen hat-
ten. Insbesondere benachteiligt werden damit Be-
triebe der Hotellerie, Gastronomie und Cafés, Ca-
terer sowie in der Wertschöpfungskette nachgela-
gerte Handwerksbetriebe, beispielsweise aus dem 
Lebensmittelhandwerk. Für die beschriebenen Be-
triebe benötigt es einen pandemiebedingten Auf-
schlag auf den Verbrauch im Jahr 2021, sofern die-
ses Jahr als Bezugsjahr genommen wird. Zweitens: 
Zusammenfassung mehrerer Entnahmestellen 
eines Betriebes. Hinzu kommt, dass die Hand-
werksbetriebe mitunter nicht nur untereinander in 
Konkurrenz stehen, sondern zusätzlich in Konkur-
renz zur Industrie. Hier kann es durch die unter-
schiedlichen Betriebsstrukturen im Handwerk, 
etwa dezentraler Abnahme an verteilten Standor-
ten, in der Industrie zentrale Stromabnahme an 
Großstandorten, zu Wettbewerbsverzerrung kom-
men. Dort zeigen beispielsweise aktuelle Zahlen 
für das Bäckerhandwerk das ca. ein Drittel der Be-
triebe nicht den Gewerbestromtarif nutzen kön-
nen. Hier sollte der Verbrauch einzelner Entnah-
mestellen zusammengeführt werden und aggre-
giert in die Betrachtung des Entlastungskontin-
gents aufgenommen werden. Eine Zusammenfas-
sung aller Entnahmestellen bei einem Stromver-
sorger sollte möglich sein, wenn der jeweilige Be-
trieb formlos die den jeweiligen Entnahmestellen 
zugeordneten Kundennummern mit der Bitte 
übermittelt, diese aggregiert zu betrachten. Danke-
schön. 

Der Vorsitzende: Herrlichen Dank. Das war die 
Runde der Stellungnahmen. Jetzt kommen wir in 
die erste Runde, in der wir Sie befragen wollen. 
Das sind jetzt vier Minuten in der ersten Runde. 
Ich bitte, als erstes die Frage für die SPD zu stel-
len und zwar von Herrn Gremmels. 

Abg. Timon Gremmels (SPD): Meine Frage richtet 
sich an Frau Dr. Peter. Frau Dr. Peter, Sie haben 
eingangs geschildert, was noch alles zu tun ist 
und haben Möglichkeiten und Notwendigkeiten 

aufgezeigt, die getan werden müssen, um die In-
vestitionsanreize für die erneuerbare Energien 
Branche zu erhalten und Ausbaupfade zu errei-
chen, gerade vor dem Hintergrund der steigenden 
Kosten. Vielleicht können Sie noch einmal drei 
Big Points nennen, was jetzt schnell und unmittel-
bar getan werden muss. Zweite Frage: Sie haben 
eben über die Netzentgelte gesprochen. Hinzu 
kommt noch eine Regelung zu den negativen 
Strompreisen, die vier Stunden Regelung. Die soll 
ja um eine Stunde reduziert werden. Vielleicht 
können Sie auch zu dieser Maßnahme eine Bewer-
tung abgeben. Vielen Dank. 

Der Vorsitzende: Danke. Frau Dr. Peter bitte. 

SV Dr. Simone Peter (BEE): Vielen Dank Herr 
Gremmels für die Fragen. Die drei Big Points sind 
aus unserer Sicht erstens: eine klare Befristung. 
Das heißt, keine Verlängerung bis über 2024 hin-
aus, möglichst bis Juni 2023. Es darf kein Verlän-
gerungsautomatismus einsetzen. Das führt zu ei-
ner weiteren Verunsicherung bei einer ohnehin 
schon sehr komplexen Materie. Das ist schon 
mehrfach hier ausgeführt worden. Wir haben viele 
Rechtsfragen, viele praktische Fragen und vor al-
len Dingen die große Frage: Wie wird sich das 
wirtschaftlich noch rentieren? Deswegen ist es 
wichtig, dass wir die Investitionsspielräume für 
die Zukunft organisieren mit der einheitlichen Er-
lösobergrenze, die die EU vorsieht. 180 Euro pro 
Megawattstunde sind möglich. Die Erlösobergren-
zen, die jetzt im Gesetzentwurf gewählt sind, lie-
gen ja teils deutlich darunter und berücksichtigen 
die massiven Material- und Finanzierungskosten 
nicht. Wir haben Steigerungen entlang der gesam-
ten Wertschöpfungskette und bei Zinsen teilweise 
um bis zu 300 Prozent. Das ist jetzt nicht etwas 
Spezifisches für die erneuerbaren Energien, son-
dern allgemein bekannt, weshalb sie in verschie-
denen anderen Bereichen, z. B. Jahressteuergesetz, 
auch das Thema Inflationsbereinigung besprochen 
haben. Das muss hier eindeutig adressiert werden. 
Das Thema Langfristmärkte ist ganz zentral für 
uns. Es muss möglich sein, dass wir langfristig 
Terminmärkte, PPA, für Bürger und Industrie ab-
schließen können. Deswegen muss es hier einen 
Sicherheitspuffer geben und auch eine Verschie-
bung des Stichtags. Wichtig ist auch, das haben 
sie schon angesprochen, dass die Gesetze, die ne-
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benbei noch mitgeklärt wurden beim EEG, da wa-
ren ja schon Anpassungen der Gebotshöchstwerte 
drin, dass das wieder aufgenommen wird und auf 
eine Höhe gesetzt wird, die den Marktrealitäten 
entspricht. Ebenso ist beim anzulegenden Wert 
wichtig, dass wir die marktbelastenden Regelun-
gen in § 51 EEG nicht jetzt schon vorläufig regeln. 
Das ist eine Frage, die in das neue Strommarktde-
sign gehört. Wenn man hier jetzt schon eine Ver-
schärfung vornimmt, verschärft man weiter die 
betriebswirtschaftliche Situation der erneuerbaren 
Energien, weil die einer Pönale unterliegen, wenn 
negative Strompreise entstehen. Wir sind auch da-
für, dass die vermiedenen Netzentgelte weiter be-
zahlt werden. Das ist ein wichtiger Bestandteil für 
eine Reihe von erneuerbare Energien Anlagen. Ge-
rade für die Frage der Terminmärkte ist es wich-
tig, dass man den Stichtag auf den 1. Dezember 
2022 verschiebt oder sogar überlegt, ob man nicht 
eine Eigenveranlagung auf Basis eines PPA-Vertra-
ges macht, ähnlich wie in einer Steuererklärung. 
Das haben wir auch in unserer Stellungnahme 
ausgeführt. Zumindest sollte man aber eine an-
dere Annahme zur Preissetzung am Terminmarkt 
ermöglichen. Da gibt es auch Ausführungen unse-
rerseits von Skalierungen am Terminmarktpreis. 
Eine wichtige Sache noch für unsere Ökostroman-
bieter: Die unternehmensinternen Vermarktungs-
verträge sollten in § 18 StromPBG-Entwurf mitbe-
rücksichtigt werden. Vielleicht mal so weit. 

Der Vorsitzende: Recht herzlichen Dank. Als 
nächstes stellt die Frage für die CDU/CSU-Frak-
tion Herr Jung bitte. 

Abg. Andreas Jung (CDU/CSU): Sehr geehrter 
Herr Vorsitzender, sehr geehrte Damen und Her-
ren, ich habe eine Frage an Frau Rostek. Frau 
Rostek, Sie haben in Ihrem Eingangsstatement 
ausgeführt, wie die schon grundsätzlich falsche 
Weichenstellung, fiktive Erträge statt tatsächlicher 
Gewinne als Maßstab anzulegen, sich in besonde-
rer Weise nachteilig bei der Bioenergie auswirkt. 
Sie haben dazu Vorschläge gemacht. Hierzu 
würde ich Sie bitten, inwieweit Sie davon ausge-
hen, dass diese Vorschläge konform gehen mit 
dem EU-Rechtsrahmen. Das als ersten Punkt. 
Zweiter Punkt: Ich würde Sie gerne bitten auszu-
führen, warum die Bagatellgrenze, so wie sie for-
muliert ist bezugnehmend auf die installierte Leis-
tung, gerade diejenigen, die einen Beitrag zur 

Energiewende leisten und dafür investiert haben, 
bestrafen könnte. Drittens wäre ich Ihnen dank-
bar, wenn Sie noch einmal beschreiben, wie die 
Situation bei der Bioenergie ist. Warum diese Son-
dersituation entstanden ist durch Kostensteige-
rung bei Biogas, Biomasse und Altholz? Das wäre 
wichtig, dass Sie das noch einmal konkret darstel-
len könnten. Vielen Dank. 

Der Vorsitzende: Danke. Frau Rostek bitte. 

SV Sandra Rostek (Hauptstadtbüro Bioenergie): 
Vielen Dank für die Fragen. Erstmal zu der Frage, 
ob die von uns gewünschten Anpassungen im 
Einklang mit der EU-Verordnung sind. Unserer 
Meinung nach eindeutig ja. Es sprechen sehr, sehr 
viele Argumente dafür. Es gibt verschiedene Erwä-
gungsgründe, die die EU anführt. Sie führt aus-
drücklich aus, dass nur Anlagen mit niedrigen Ge-
stehungskosten, also die sogenannten inframargi-
nalen Anlagen, überhaupt von der EU-Verordnung 
erfasst sein sollen. Hingegen sollen Technologien 
mit hohen Gestehungskosten im Zusammenhang 
mit dem Preis, der für die Stromerzeugung erfor-
derlichen Brennstoffe, wie z. B. Gas- und Stein-
kohlekraftwerke, explizit ausgenommen werden. 
Wie ich vorhin dargelegt habe und gleich noch 
einmal sage, trifft das natürlich genau so auf Bio-
gas und Holz zu, die auch eine ganz andere Kos-
tenstruktur aufweisen. Weiter heißt es übrigens zu 
den auszunehmenden Technologien, dass Tech-
nologien, die im direkten Wettbewerb mit Gas-
kraftwerken stehen, um Flexibilität im Stromnetz 
zu gewährleisten, auch anzunehmen sind. Das 
trifft natürlich ganz klar auf das Biogas zu. Inso-
fern sehen wir hier sehr viel Spielraum, um die 
von uns gewünschte Ausnahme vorzunehmen. Sie 
hatten außerdem nach der Bagatellgrenze gefragt. 
Diese stellt aktuell auf die installierte Leistung ab. 
Das ist allerdings aus Sicht der Biomasse der fal-
sche Bezugspunkt. Denn es ist nicht erheblich, 
wie viel am Standort installiert wurde, wie groß 
z. B. das BHKW oder der Gasspeicher ist, sondern 
wie viel produziert wird. Diese Angabe wäre rich-
tigerweise mit der Bemessungsleistung z. B. aus 
dem Jahr 2021 erfasst. So kommt es zu der von 
Ihnen angesprochenen Benachteiligung jener Pio-
nieranlagen, die sich aufgemacht haben, flexibili-
siert haben, Gasspeicher errichtet haben und 
dadurch eine höhere installierte Leistung aufwei-
sen und nun quasi dafür bestraft würden oder 
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jetzt rein rutschen würden, wenn sie die Produk-
tion ausweiten und es jetzt im Sinne des EnSiG 
nicht tun oder ohnehin schon drüber sind und so-
mit nicht in den Genuss der Ausnahmeregelung 
der Bagatellgrenze kommen würden. Das muss ge-
ändert werden. Statt installierter Leistung muss 
auf die Bemessungsleistung abgestellt werden. 
Jetzt noch einmal abschließend zu den Kosten. Ich 
will es am Beispiel des Altholzes verdeutlichen. 
Während man 2020 für die Verwertung von einer 
Tonne Altholz noch ca. 30 Euro erhalten hat, 
muss man aktuell zwischen 60 bis 90 Euro pro 
Tonne bezahlen. Das macht schon mal den aller-
größten Batzen an den Kostensteigerungen aus 
und macht deutlich, warum wir hier einen ande-
ren Sicherheitspuffer brauchen als für andere 
Technologien. 

Der Vorsitzende: Danke. Die nächste Frage für 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN Frau Dr. Nestle bitte. 

Abs. Dr. Ingrid Nestle (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN): Herzlichen Dank. Meine Frage 
richtet sich an Thomas Engelke vom vzbv. Bei der 
Abschöpfung diskutieren wir intensiv über die 
Höhe der Erlösobergrenze, die anzulegen ist. Ich 
würde jetzt, nachdem wir verschiedene Positio-
nen gehört haben, auch noch die des vzbv interes-
sieren. Wie schätzen Sie hier den Regierungsent-
wurf ein? Ist die Größenordnung da richtig oder 
nicht? Mich würde auch interessieren, warum Sie 
die Abschaffung der vermiedenen Netzentgelte 
tatsächlich unterstützen? 

Der Vorsitzende: Herr Dr. Engelke bitte. 

SV Dr. Thomas Engelke (vzbv): Vielen Dank für 
die Fragen. Mit Zufallsgewinnen in der Stromer-
zeugung hat niemand gerechnet. Deswegen ist es 
richtig, die an die Endverbraucherinnen – sprich 
auch an die privaten Haushalte – zurückzuerstat-
ten. Die Zufallsgewinne müssen ja für Wind, 
Photovoltaik, Wasserkraftanlagen, Abfallverbren-
nungsanlagen, Kern- und Braunkohlekraftwerke 
abgeführt werden. Wie gesagt, diese zusätzlichen 
Gewinne waren nicht einkalkuliert und diese Zu-
fallsgewinne werden irgendwann wieder vorbei 
sein. Das heißt, das ist nur eine bestimmte Zeit, in 
der die anfallen und deswegen ist es absolut rich-
tig, diese Zufallsgewinne abzuschöpfen. Grund-
sätzlich sind wir mit der Größenordnung, die die 

Bundesregierung vorgeschlagen hat, einverstan-
den. Problematisch ist ein bisschen, dass die Bun-
desregierung die Abschöpfung mit einem sehr 
komplexen Mechanismus umsetzen will. Ausge-
nommen sind Anlagen mit der installierten Leis-
tung unter einem Megawatt. Das finden wir gut. 
Für die anderen Anlagen werden die gestatteten 
Erlöse technologiespezifisch ermittelt. Das halten 
wir für einen richtigen Ansatz. Dabei werden aber 
schon Sicherheitsmargen gewährt und mögliche 
Verluste aus Hedging werden berücksichtigt. Das 
heißt, es wird sowieso nur ein Teil der Zufallsge-
winne abgeschöpft. Es ist aber immer noch in-
transparent, wie hoch tatsächlich der jeweils abge-
schöpfte Anteil der Zufallsgewinne wirklich ist. 
Hier würden wir uns noch mehr Transparenz 
wünschen. Auch sind die geplanten Sonderkondi-
tionen für Atom- und Braunkohlekraftwerke nicht 
nachvollziehbar, weil die in den letzten Monaten 
aufgrund des hohen Börsenstrompreises bereits 
hohe Zufallsgewinne erwirtschaften konnten. Da-
her sind die Referenzkosten für Atomkraftwerke 
für den gesamten Zeitraum auf 40 Euro pro Mega-
wattstunde festzulegen. Für alle Braunkohlekraft-
werke sind unabhängig von ihrem Betriebsende 
die gleichen Referenzkosten festzulegen. Ebenfalls 
nicht nachvollziehbar ist für uns, dass Betreiber 
von Stromerzeugungsanlagen nur 90 Prozent der 
erwirtschafteten Überschusserlöse an die Netzbe-
treiber zahlen müssen. 10 Prozent sollen also 
noch einmal zusätzlich beim Anlagenbetreiber 
verbleiben. Aber da sowieso schon Sicherheitszu-
schläge bedacht sind, müssen 100 Prozent der 
Überschusserlöse der Anlagenbetreiber abge-
schöpft werden. Ganz kurz noch zu den vermiede-
nen Netzentgelten. Auch die Stromnetzentgelte 
sind ja in den vergangenen Jahren kontinuierlich 
angestiegen. Die vermiedenen Netzentgelte erhal-
ten Betreiberinnen von dezentralen Erzeugungsan-
lagen von dem Verteilnetzbetreiber, in dessen 
Netz sie einspeisen, weil ursprünglich Einsparun-
gen beim Netzausbau erwartet wurden. Diese Er-
wartungen haben sich aber nicht bestätigt und 
deswegen ist es auch richtig, die vermiedenen 
Netzentgelte einzusparen. Die Bundesnetzagentur 
hat angegeben, dass bis zum Jahr 2060 noch etwa 
30 Milliarden Euro bei den vermiedenen Netzent-
gelten anfallen und die können den Endverbrau-
chern und den privaten Haushalten erspart wer-
den. Das sollte auch so sein. Dankeschön. 
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Der Vorsitzende: Dankeschön. Herr Kotré stellt 
die Frage für die AfD bitte. 

Abg. Steffen Kotré (AfD): Herr Prof. Söllner. Die 
Abschöpfung der Erlöse oder der Zufallsgewinne 
ist im Prinzip das Ende einer Kette planwirt-
schaftlicher Eingriffe, die mit einer falschen Ener-
giepolitik anfängt, mit einer Sanktionspolitik und 
einer marktwirtschaftlich nicht gerechtfertigten 
hohen Gasbepreisung. Wie sehen Sie diese Ab-
schöpfung noch einmal in Detail? Sie haben es ja 
schon ausgeführt, wenn Sie da mal den Aspekt 
der negativen Anreizwirkung beleuchten könnten. 

Der Vorsitzende: Danke. Herr Prof. Dr. Söllner 
bitte. 

SV Prof. Dr. Fritz Söllner (TU Ilmenau): Gerne. 
Zu der Abschöpfung der sogenannten Über-
schusserlöse lässt sich Einiges sagen. Vielleicht 
habe ich später dazu noch einmal die Gelegenheit, 
andere Aspekte zu beleuchten. Jetzt erst einmal zu 
den Anreizeffekten, die Sie gerade eben erwähnt 
haben. Positiv zu beurteilen ist, dass die wettbe-
werbliche Preisbildung am Strommarkt durch 
diese geplante Abschöpfung nicht beeinträchtigt 
wird und, dass dadurch die Stromanbieter weiter-
hin einen Anreiz haben, Strom zu produzieren 
und anzubieten. Allerdings geht dieses Urteil, 
dass es keine negativen Anreizeffekte gibt, nur in 
der kurzen Frist. Langfristig können negative An-
reizeffekte nicht ausgeschlossen werden, ganz ein-
fach deswegen, weil durch eine Übererlösab-
schöpfung ein Präzedenzfall geschaffen wird. Es 
kann natürlich sein, dass die eine oder andere Re-
gierung wieder auf die Idee kommt, sich dieses In-
struments zu bedienen. Das beeinträchtigt die In-
vestitionssicherheit, das beeinträchtigt die Attrak-
tivität des Standortes Deutschland nicht unerheb-
lich. Das kann durchaus dazu führen, dass sich 
der eine oder andere schon überlegt, ob er eine In-
vestition hier tätigt oder woanders. Das ist der 
eine Punkt, den man hier nennen muss. Zweitens 
sind auch schon einmal die Regelungen angespro-
chen worden, mit denen die Umgehung dieser Ab-
schöpfung mittels Termingeschäften verhindert 
werden soll. Diese Regelungen erscheinen mir 
sehr kompliziert und auslegungsbedürftig zu sein. 
Da – könnte ich mir vorstellen – gibt es ein großes 
Potenzial für Rechtsstreitigkeiten. In diesem Zu-
sammenhang würde ich die Frage stellen, warum 

man dieses ganz komplizierte Instrument gewählt 
hat mit diesen Referenzkosten und den Sicher-
heitsabschlägen und diesem und jenem. Wenn 
man das alles trotz aller Nachteil machen will, 
warum macht man das nicht innerhalb des Steuer-
rechtes? Warum wird nicht einfach ein Zuschlag 
erhoben auf die Körperschaft bzw. auf die Ein-
kommenssteuer innerhalb dieser einen Branche? 
Es gibt zwar im Vergleich zu anderen Branchen 
immer noch eine Ungleichbehandlung. Aber we-
nigstens innerhalb der Branche der Stromerzeu-
gung ist dann eine Gleichbehandlung und keine 
Diskriminierung. Das kann ich in diesem Fall, so 
wie es jetzt ist, von dem hier vorgeschlagenen Ge-
setz nicht behaupten. Allein wie diese Referenz-
kosten zustande kommen, erscheint mir eher will-
kürlich und nicht nachvollziehbar zu sein. Von 
daher ist dieser Erlösabschöpfung ganz eindeutig 
der Pferdefuß dieses Preisbremsengesetzes. Vielen 
Dank. 

Der Vorsitzende: Herzlichen Dank. Als nächstes 
fragt für die FDP Herr Stockmeier bitte. 

Abg. Konrad Stockmeier (FDP): Vielen Dank Herr 
Vorsitzender. Ich richte meine Frage an Herrn 
Kapferer. Sie lautet wie folgt: Wie schätzen Sie 
aus Sicht der Übertragungs- und Verteilnetzbetrei-
ber die konkrete Umsetzung des Abschöpfungs-
mechanismus in der Praxis ein? Vielen Dank. 

Der Vorsitzende: Danke. Herr Kapferer bitte. 

SV Stefan Kapferer (50Hertz): Danke Herr Vorsit-
zende, Vielen Dank Herr Stockmeier für die Frage. 
Die Bundesregierung hat sich ja entscheiden, in 
dem Gesetzentwurf zu versuchen, möglichst ziel-
genau technologiespezifisch die sogenannten 
Mehrerlöse oder Zufallsgewinne abzuschöpfen. 
Schon an dieser Formulierung, die ich gewählt 
habe, wird ja deutlich, dass es sich um einen eher 
bürokratielastigen Ansatz handelt. Nach Schät-
zungen der Verbände haben wir allein im Bereich 
der erneuerbaren Energien etwa 35.000 Anlagen-
betreiber, die jetzt alle seitens der Verteilnetzbe-
treiber kontaktiert werden müssen. Die müssen 
dann alle den Weg gehen, dass sie auf der zu er-
stellenden Plattform ihre Daten entsprechend ein-
tragen, die dann beschieden werden und eine 
Zahlung leisten müssen. Das muss wiederum kon-
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trolliert werden. Das ist ein gewaltiger Bürokratie-
aufwand. Mehr Sorge als der Bürokratieaufwand 
macht mir die Tatsache, dass die relativ breite Kri-
tik am Gesetzentwurf und die Frage, in wie weit 
es sich um ein verfassungskonformes Gesetz han-
delt, dazu führen könnte, dass zahlreiche Anla-
genbetreiber erstmal sehr zurückhaltend sein wer-
den, die Daten abzugeben. Dann ist ja im Gesetz 
unter der sehr unverdächtigen Überschrift in 
§ 41 StromPBG-Entwurf geregelt, dass es zu einem 
Bescheid durch die Bundesnetzagentur kommt. 
An dieser Stelle möchten wir darauf hinweisen, 
die vergleichsweise einfache Sache des Beschei-
des erfolgt durch die Bundesnetzagentur. Der jet-
zige § 41 StromPBG-Entwurf sieht danach aber 
vor, dass die Eintreibung des Geldes seitens der 
Übertragungsnetzbetreiber zu leisten ist. Was 
droht in den Konsequenzen? Erste Konsequenz: Es 
könnte deutlich weniger Erlöse geben als der Ge-
setzgeber im Moment annimmt. Was logischer-
weise dazu führt, dass mehr Mittel aus dem Wirt-
schaftsstabilisierungsfond benötigt werden. Es 
könnte zweitens zu dem von mir beschriebenen 
sehr hohen Kontrollaufwand für die Netzbetreiber 
kommen. Das wiederum führt dazu, dass Kapazi-
täten nicht für andere Aufgaben zur Verfügung 
stehen. Schließlich drittens und letztens: Ich halte 
eine hohe Zahl von Rechtsstreitigkeiten für sehr 
wahrscheinlich. Ich erinnere in diesem Zusam-
menhang an die Scheibenpachtregelung. Der eine 
oder andere wird sich erinnern. Es ging damals 
um Ersparnisse auf Seiten der EEG-Umlage. Auch 
da gab es missbräuchliche Ausgestaltungen. Dann 
mussten von unserer Seite der Übertragungsnetz-
betreiber zahlreiche Klageverfahren geführt wer-
den. Ganz am Ende hat der Bundestag dann eine 
Amnestieregelung beschlossen. Ich glaube, dieses 
Modell sollte man sich nicht zum Vorbild nehmen 
und deshalb noch einmal ganz genau hinschauen, 
ob es wirklich erforderlich ist, dass die Eintrei-
bung durch privatrechtliche Akteure erfolgt oder 
ob nicht möglicherweise die Bundesnetzagentur 
die Eintreibung dieser Bescheidmittel überneh-
men kann. 

Der Vorsitzende: Danke. Für die Linke stellt die 
nächste Frage Herr Lenkert bitte. 

Abg. Ralph Lenkert (DIE LINKE.): Vielen Dank 
Herr Vorsitzender. Ein kurzer Kommentar vorher 
zu vermiedenen Netzentgelten. Die Abschaffung 

wird die Dezentralität verringern, wird zu einem 
erhöhten Übertragungsnetzausbau mit höheren 
Übertragungsnetzentgelten führen und gleichzei-
tig indirekt zu höheren Redispatch-Kosten. Das 
muss man alles berücksichtigen, wenn man das 
will. Demzufolge ist es ein Fehler, das abzuschaf-
fen. Meine Frage geht an Herrn Held. Mit welcher 
Verteilungswirkung rechnen Sie bei der aktuellen 
Ausgestaltung des Gesetzentwurfs? 

Der Vorsitzende: Herr Dr. Held bitte. 

SV Dr. Benjamin Held (FEST e. V.): Vielen Dank 
Herr Lenkert für die Frage. Ich hoffe, ich bin wie-
der gut zu hören. Ich beziehe mich in meiner Ant-
wort nur auf die direkten Verteilungswirkungen 
der Strompreisbremse auf private Haushalte. Hier 
ist die Antwort relativ klar, wie übrigens auch bei 
der Gaspreisbremse, weil die Mechanismen 
grundsätzlich identisch sind. Von den Entlastun-
gen werden einkommensstarke Haushalte deutlich 
mehr profitieren. Denn der Stromverbrauch, wie 
auch der Gasverbrauch, steigen mit dem Einkom-
men. Bei den einkommensstärksten 10 Prozent lag 
der Stromverbrauch im Jahr 2018 50 Prozent hö-
her als bei den Einkommensschwächsten. Ohne 
Einsparungen läge also auch die Entlastung für 
die einkommensstärksten 10 Prozent um etwa 
50 Prozent höher. Hinzu kommt, dass reichere 
Haushalte im Durchschnitt mehr Möglichkeiten 
zur Einsparung haben. Dies zeigt unter anderem 
auch die Auswertungen der Einkommens- und 
Verbrauchsstichprobe (EVS), aus der hervorgeht, 
dass zwischen 2008 und 2018 das zehnte Dezil 
(einkommensstärkste Zehntel der Bevölkerung) im 
Durchschnitt 330 Kilowattstunden einsparen 
konnte. Dagegen konnte das erste Dezil (einkom-
mensschwächste Zehntel der Bevölkerung) nur 
126 Kilowattstunden, also nur ein Drittel so viel 
einsparen. Relativ waren die Einsparungen im 
zehnten Dezil höher, sie lagen bei 18 Prozent und 
im ersten Dezil nur bei 11 Prozent. Die Zahlen 
können Sie in meiner schriftlichen Stellungnahme 
nachvollziehen. Dass das auch weiterhin so ist, 
also das einkommensschwächere Haushallte we-
niger Möglichkeiten zum Einsparen haben, bliebt 
weiterhin plausibel. Denn erstens haben sie weni-
ger Geld bzw. mussten schon früher mehr auf ih-
ren Verbrauch achten, weil sie weniger Geld hat-
ten. Deswegen sind ihnen offenstehende Einspa-
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rungspotenziale schon zum größten Teil ausge-
nutzt. Zweitens haben die einkommensstarken 
Haushalte mehr finanzielle Mittel, um Investitio-
nen zu tätigen, die den Verbrauch reduzieren, sei 
es der Kauf von sparsameren Elektrogeräten oder 
die Installation einer Photovoltaikanlage. Drittens 
sind einkommensstarke Haushalte viel öfter Ei-
gentümer und haben deswegen mehr Möglichkei-
ten zum Einsparen. Dieser Punkt hat bei der Gas-
preisbremse noch höhere Relevanz, weil hier der 
energetische Zustand der Wohnung eine größere 
Rolle spielt. Aber auch beim Strom betrifft das 
z. B. teilweise große Küchengeräte oder die Mög-
lichkeit, eine Photovoltaikanlage zu installieren. 
Viertens und das letzte Argument trifft jetzt auch 
insbesondere die Gaspreisbremse, aber zum Teil 
auch die Strompreisbremse. Von den Förderpro-
grammen profitieren oft ebenfalls einkommens-
strake Haushalte im größeren Umfang. Ohne die 
Förderung in Frage stellen zu wollen, diese ist für 
die Energiewende enorm wichtig. Aber auch von 
der Förderung von Photovoltaikanlagen profitie-
ren bislang insbesondere einkommensstarke Haus-
halte. Dies zeigt auch die Auswertung aus der EVS 
2018 zum Verkauf von Solarstrom. Im zehnten De-
zil lagen diese Einnahmen aus dem Verkauf von 
Solarstrom etwa 20-mal höher als im ersten Dezil. 
Die Daten können Sie ebenfalls in der schriftli-
chen Stellungnahme anschauen. Um auch hier 
mehr einkommensschwächere Haushalte zu Profi-
teuren zu machen und um den Photovoltaikaus-
bau voran zu treiben, sollte deswegen daran gear-
beitet werden, dass Photovoltaikanlagen auch auf 
vermieteten Mehrfamilienhäusern umgesetzt und 
den Mietenden zugutekommen können. Oder bei-
spielsweise auch der Einbau von Balkonkraftwer-
ken weiter gefördert wird. Da sind schon erste 
Schritte getan worden, aber das sollte noch weiter 
vorangetrieben werden. Also noch einmal ganz 
kurz zusammengefasst. Zwei Faktoren. Erstens: 
Der Stromverbrauch steigt im Durchschnitt mit 
dem Einkommen. Und zweitens: Die Möglichkei-
ten zur Einsparung erhöhen sich mit dem Einkom-
men. Das führt zur regressiven Verteilungswir-
kung. Die bis jetzt geplante Grenze von 
75.000 Euro, ab der die Entlastungen versteuert 
werden sollen, wird das nur zum Teil auffangen 
können. 

Der Vorsitzende: Dankeschön. Die nächste Frage 
stellt jetzt Frau Dr. Scheer für die SPD. Wie sind 

jetzt bei drei Minuten für Frage und Antwort. 
Bitte. 

Abg. Dr. Nina Scheer (SPD): Vielen Dank. Meine 
Frage geht an Frau Andreae. Ich möchte noch ein-
mal darauf eingehen, welcher Maßnahmen es be-
darf sowohl um Investitionshemmnisse von er-
neuerbaren Energien abzuwenden als auch diese 
Investitionen massiv zu steigern, auch vor dem 
Hintergrund der nun gegebenen fossilen Energie-
preiskriese und auch solcher Dinge wie dem Infla-
tion Reduction Act. 

Der Vorsitzende: Frau Andreae bitte. 

SV Kerstin Andreae (BDEW): Vielen Dank für die 
Frage. Davor steht ja, wie Sie in der Frage geschil-
dert haben, dass wir tatsächlich einen massiven 
Ausbau der erneuerbaren Energien brauchen. 
Nicht nur, um unsere Stromerzeugung heimisch 
zu verbessern und zu verstetigen, sondern auch 
für die Preisreduktion, die die erneuerbaren Ener-
gien hier liefern können. Das heißt erstens: Wir 
brauchen ein klares Enddatum. Es braucht eine 
Verlässlichkeit, dass diese Strompreisbremse und 
die Erlösabschöpfung zeitlich befristet sind. Die 
EU-Kommission schlägt hier als Enddatum Ende 
2023 vor, im Gesetzentwurf ist April 2024 ge-
nannt. Unser Vorschlag ist und ich denke, da sind 
wir sehr einig in der Energiebranche insgesamt, 
dass hier in Europa einheitlich der 31. Dezember 
2023 genannt werden muss. Den zweiten Punkt 
kann man nicht oft genug betonen: Wir haben jetzt 
die zweite Unterzeichnung von EEG-Ausschrei-
bungen. Nicht, weil wir keine genehmigten Pro-
jekte haben, sondern weil sich die Preisentwick-
lungen natürlich auch im Bereich der erneuerba-
ren Energien niederschlagen. Die sind ja nicht frei 
von Inflationsbewegungen. Das heißt, die Höchst-
werte für den anzulegenden Wert müssen rauf ge-
setzt werden, damit es attraktiv ist, sich an dieser 
Ausschreibung zu beteiligen. Das ist leider im Ge-
setzentwurf wieder gestrichen worden. Schließ-
lich der Punkt „Investitionsstandort und Vertrau-
ensschutz“. Die Zahl bis 2060 von Herrn Engelke 
hätte ich gerne noch einmal verifiziert, das kön-
nen wir aber später machen. Wie so oft in der 
Politik werden Regeln gefasst und Kompromisse 
getätigt und es gab zu den vermiedenen Netzent-
gelten den Kompromiss in 2016/2017. Der lautet, 
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dass für brennstoffbasierte Stromerzeugungsanla-
gen die vermiedenen Netzentgelte für Neuanlagen 
wegfallen, die bis Ende 2022 in Betrieb genom-
men werden. Bei erneuerbaren Energie Anlagen 
sind die vermiedenen Netzentgelte bereits abge-
schafft worden, also in der fluktuierenden Strom-
erzeugung. Deswegen ist es so wichtig, dass die 
Investoren sich darauf verlassen können, dass Re-
geln gelten. Sie müssen in die Zukunft hinein den 
Investoren auch die Sicherheit geben, dass die Re-
geln, die dann abgemacht sind, gelten. Das ist ein 
elementarer wirtschaftspolitischer Punkt für ein 
Investitionsstandort. Das Signal, das Sie mit der 
Abschaffung der vermiedenen Netzentgelte an der 
Stelle liefern, wäre tatsächlich für diesen Vertrau-
ensschutz und damit für die Investitionen, die wir 
für die erneuerbaren Energien brauchen, fatal. 

Der Vorsitzende: Danke. Als nächstes stellt Herr 
Dr. Lenz die Frage für die CDU/CSU bitte. 

Abg. Dr. Andreas Lenz (CDU/CSU): Danke Herr 
Vorsitzende, danke für die aufschlussreichen Aus-
führungen. Meine Frage richtet sich an Herrn Lie-
bing vom VKU. Von Ihnen wurde vorhin die Prob-
lematik bei der fiktiven Erlösermittlung angespro-
chen. Vielleicht können Sie noch einmal gezielter 
darauf eingehen. Zweite Frage: Was halten Sie da-
von, dass Investitionen in erneuerbare entspre-
chend von den Abschöpfungen ausgenommen 
werden? Dritte Frage: Wir haben jetzt ein System 
der automatischen Begünstigung. Sieht der VKU 
da auch andere Möglichkeiten? Stichwort Beantra-
gung der entsprechenden Begünstigung. Danke. 

Der Vorsitzende: Danke, Herr Liebing bitte. 

SV Ingbert Liebing (VKU): Vielen Dank für die 
Frage. Die Stadtwerke haben ein hohes Interesse, 
in die Energiewende investieren zu können. Sie 
tun dies auch bereits. Aber die Bedingungen, wie 
sie jetzt in diesem Gesetzentwurf angelegt werden 
mit der Abschöpfung fiktiver Erlöse, ruiniert diese 
Bereitschaft, in die Erneuerbaren zu investieren. 
Die brauchen wir aber. Es besteht die Gefahr, dass 
Gewinne abgeschöpft werden, die gar nicht entste-
hen. Es ist viel von Zufallsgewinnen, von Überge-
winnen gesprochen worden. Aber den Begriff Ge-
winn finden wir im Gesetz gar nicht. Es ist die 
Rede von Erlösen, die abgeschöpft werden und 
dann noch weitgehen von fiktiven Erlösen. Ich 

will das mal an einem konkreten Beispiel eines 
Freiflächen-Photovoltaik-Projektes eines Stadt-
werkverbundes aufzeigen. 10 Megawatt Freiflä-
chenprojekt, 10 Millionen Kilowattstunden Strom 
werden per PPA langfristig für 8 Cent pro Kilo-
wattstunde vermarktet. Das Projekt hat in diesem 
Jahr den Zuschlag bekommen, diesen PPA-Vertrag 
vorbereitet und soll im nächsten Jahr gebaut wer-
den. Da wird mit Umsatzerlösen von 800.000 Euro 
gerechnet, abzüglich Zinsen, Abschreibungen und 
laufenden Kosten verbleibt ein Gewinn vor Steu-
ern von 88.000 Euro. Das ergibt eine Eigenkapital-
rendite von 4,8 Prozent. Da von Übergewinnen zu 
sprechen, ist schon abenteuerlich. Dennoch er-
folgt nach dem Gesetzentwurf eine Erlösabschöp-
fung. Der anzulegende Wert liegt bei 5,5 Cent, 
Ausschreibungsergebnis plus Sicherheitszuschlag 
von einem Cent. 90 Prozent Gewinnabschöpfung 
ergibt eine Abschöpfung von 135.000 Euro bei ei-
nem Gewinn vor Steuern von 88.000 Euro. Also 
das kann ja nun wirklich keinen Sinn ergeben. Es 
mag ja sein, dass der PPA-Partner Gewinne macht, 
aber der wird nicht abgeschöpft. Es werden also 
Erlöse abgeschöpft, wo keine Gewinne anfallen, 
aber da, wo sie anfallen, werden sie nicht abge-
schöpft. Das zeigt die Absurdität dieses Systems. 

Der Vorsitzende: Danke. Als nächstes Frau Dr. 
Nestle bitte. 

Abg. Dr. Ingrid Nestle (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN): Danke. Ich hätte noch einmal eine 
Frage an den BWE. Herr Axthelm, wir haben ja 
jetzt schon mehrmals das Thema Inflation gehabt 
und ob wir die Grenzen im EEG anpassen müssen. 
Sie hatten das auch angesprochen. Warum halten 
Sie das für so bedeutend, obwohl ja gerade die 
Preise in den Strommärkten recht gut sind und 
man vielleicht auf die Idee kommen könnte zu sa-
gen: Naja, reicht das nicht zum Investieren? 

Der Vorsitzende: Herr Axthelm bitte. 

SV Wolfram Axthelm (BWE): Vielen Dank für die 
Frage. In der Tat haben wir quer über die ganze 
Wertschöpfungskette massive Preissteigerungen. 
Ich will einige Beispiele nennen: Kabel- und We-
gebau plus 20 Prozent, Beton plus 80 Prozent, 
Stahl plus 50 Prozent, Umspannwerke plus 
100 Prozent einschließlich einer enorm gestiege-
nen Lieferkettensituation, dazu der Zinsanstieg 
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von einem Prozent zu Jahresbeginn auf inzwi-
schen vier Prozent, was die Projekte natürlich 
auch verteuert. Deshalb braucht es zu einem Ge-
setz, bei dem es offensichtlich viele Unsicherhei-
ten gibt, flankierend eine positive Botschaft, näm-
lich, dass die Investitionstätigkeit nicht nachlas-
sen darf. Deshalb müssen wir die Höchstwerte 
nach oben schieben, weil sie die Basis für die Fi-
nanzierung bilden. Die Banken haben kein Ver-
trauen darin, dass der Strommarkt weiter mit die-
sen Ausschlägen nach oben arbeitet. Wir wollen 
das auch nicht. Wir wollen zubauen und durch 
den Zubau die Strompreise wieder nach unten 
korrigieren. Deshalb ist der Höchstwert so uner-
lässlich. Warum kann man nicht einfach sagen, 
der Markt wird es schon hergeben? Erstens wollen 
Sie im Moment genau in diesen Markt eingreifen 
und abschöpfen und die PPAs sind hier mehrfach 
angesprochen worden. Ich will noch einmal deut-
lich machen, dass auch schon heute, wenn Wind 
und Photovoltaik 40 Gigawatt einspeisen, wir 
nahe der 0-Linie bei Strompreisen sind. Wenn wir 
den Zubau in Gang bekommen und das wollen 
wir ja auch alle, weil die Industrie auf erneuerba-
ren Strom hofft und angewiesen ist und weil die 
Industrie auf erneuerbar erzeugten Wasserstoff an-
gewiesen ist und darauf hofft. Wenn wir solche 
Preisfenster immer wieder erleben. Deswegen ist 
unser begleitender Apell zu diesem Gesetz noch 
einmal der Aufruf: Richten Sie die Plattform kli-
maneutrales Stromsystem endlich ein. Lassen Sie 
uns über das Marktdesign der Zukunft diskutie-
ren. Das bereitet uns den Weg, mutig in Investitio-
nen zu gehen. Frau Dr. Peter hat beschrieben, 
400 Milliarden Euro müssen investiert werden, 
um die Ziele der Bundesregierung zu erreichen. 
Das sind aber nicht nur die Ziele der Bundesregie-
rung, sondern das sind die Notwendigkeiten der 
deutschen Wirtschaft. Da muss einiges für getan 
werden. Die Höchstwertanhebung ist ein kleiner 
erster Baustein. 

Der Vorsitzende: Danke, als nächstes stellt die 
Frage für die AfD Herr Kotré bitte. 

Abg. Steffen Kotré (AfD): Ja, und die geht wieder 
an Prof. Dr. Söllner. Sie haben angedeutet, es gibt 
noch mehr Probleme bei dem Thema Abschöp-
fung und da bitte ich Sie um diese Ausführungen. 

Der Vorsitzende: Herr Prof. Dr. Söllner bitte. 

SV Prof. Dr. Fritz Söllner (TU Ilmenau): Ja, vielen 
Dank. Herr Liebing hat ja gerade eben schön dar-
gelegt, dass es natürlich mit sehr großen Proble-
men verbunden ist, wenn man hier auf die Erlöse 
abstellt und nicht auf die Gewinne. Das habe ich 
vorhin auch gesagt. Wenn man sowas schon ma-
chen will, dann sollte man das im Rahmen des 
Steuerrechts angehen. Aber selbst wenn man die-
sen einen Fehler vermeidet, gibt es noch verschie-
dene andere rechtliche Risiken, die ich hier sehe. 
Zum einen ist es ja so, dass diese – wie immer 
man es nennen will – Zufallsgewinne, Über-
schusserlöse schon besteuert werden. Es ist ja 
nicht so, dass die nicht besteuert werden. Die wer-
den von der Körperschaft- und von der Gewerbe-
steuer schon erfasst. Das ist das Eine. Jetzt will 
man hergehen und diese Gewinne zusätzlich be-
steuern, aber nur die Gewinne von bestimmten 
Unternehmen einer bestimmten Branche. Ob das 
jetzt mit dem Grundsatz der Gleichmäßigkeit der 
Besteuerung und mit dem Grundsatz der Gleich-
behandlung im Verfassungsrecht vereinbar ist, 
wage ich jetzt mal zu bezweifeln. Insbesondere, 
weil man in früheren Zeiten, als es auch ähnliche 
Krisen gegeben hat, mit einem ähnlichen Finanz-
bedarf und ähnlichen Überschusserlösen, das 
nicht getan hat. Mit derselben Begründung hätte 
man in der Corona-Krise auch die Überschusser-
löse von Medizintechnik, Pharmazieherstellern 
und Laborärzten abschöpfen können. Das hat man 
auch nicht gemacht. Am allergravierendsten er-
scheint mir aber die Rückwirkung. Die Rückwir-
kung, die hier vorgesehen ist, ist zum 1. Septem-
ber dieses Jahres und das halte ich für verfas-
sungsrechtlich vollkommen unmöglich. Die Be-
gründung, die angeführt wird von der Bundesre-
gierung, ist absolut unhaltbar. Da wird geschrie-
ben, dass die Stromerzeuger mit einer Änderung 
der Rechtslage rechnen mussten und deswegen 
kein schützenswertes Vertrauen bilden konnten. 
Das ist wirklich unsinnig. Jedes Gesetz hat ja ei-
nen gewissen Vorlauf. Erst gibt es politische For-
derungen, dann die Diskussion, dann die Be-
schlussfassung, dann die Umsetzung. Mit dieser 
Begründung könnten Sie jedes belastende Gesetz 
rückwirkend in Kraft setzen und das Rückwir-
kungsverbot zu einem wesentlichen Teil über 
Bord werfen. Allein schon an diesem einen Punkt 
denke ich, dürfte es viele Rechtsstreitigkeiten ge-
ben, die sich hier entzünden. Ich kann mir nicht 
vorstellen, dass das Gesetz in der vorliegenden 
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Form den Grundsätzen der Verfassungsmäßigkeit 
entspricht. 

Der Vorsitzende: Danke, Herr Stockmeier für die 
FDP bitte. 

Abg. Konrad Stockmeier (FDP): Vielen Dank Herr 
Vorsitzender. Ich richte meine Frage wieder an 
Herrn Kapferer und sie geht inhaltlich in folgende 
Richtung. Wenn wir mal auf den Winter 2023/24 
blicken, also den Winter nächstes, übernächstes 
Jahr. Wie schätzen Sie da insgesamt die Lage be-
züglich der Versorgungssicherheit ein? Das frage 
ich vor dem Hintergrund, als dass zu diesem Win-
ter hin, ja definitiv anders als jetzt, kein russi-
sches Gas mehr in den deutschen Speichern sein 
wird. Wie schätzen Sie die Lage aus Sicht eines 
Übertragungsnetzbetreibers im Winter 2023/24 
ein? Was ist zu tun, damit wir den auch gut be-
wältigen? Vielen Dank. 

Der Vorsitzende: Danke, Herr Kapferer bitte. 

SV Stefan Kapferer (50Hertz GmbH): Vielen Dank 
Herr Stockmeier. In aller Kürze, es ist natürlich 
recht früh im Dezember dieses Jahres schon eine 
Prognose für den nächsten Winter abzugeben. 
Aber in einem Punkt haben Sie natürlich einen 
wunden Punkt getroffen, nämlich dass wir alle 
wissen, dass die jetzige Lage auch einen entschei-
denden Einfluss auf den kommenden Winter hat. 
Wenn man sich die aktuelle Situation am Strom-
markt anschaut, auch heute wieder, dann ist die 
Lage leider so, dass wir einen sehr hohen Anteil 
der Konventionellen haben und dass das nicht 
nur klimapolitisch ein schlechtes Signal ist, son-
dern leider auch versorgungssicherheitsmäßig 
kein gutes Zeichen für den kommenden Winter 
ist. Nicht für diesen, für diesen Winter sind wir ja 
gut aufgestellt. Aber wir haben eben eine Situa-
tion, dass im Moment sehr viel Gas für die Strom-
erzeugung verbraucht wird. Ich glaube heute et-
was in der Größenordnung von 16 Gigawattstun-
den, die auf Gas basiert erzeugt werden. Das leert 
logischerweise die Speicher schneller und dann 
sind wir bei dem Punkt, den Sie angesprochen ha-
ben. Sind wir in der Lage, die Speicher dann wie-
der zu füllen? Ich glaube die Antwort des Gesetz-
gebers sollte auch in diesem Gesetz, dass wir 
grade hier diskutieren, natürlich sein, dass wir da-
rauf achten, dass es Investitionen anreizt. Darauf 

haben die Kolleginnen und Kollegen in verschie-
denen Punkten hingewiesen, dass es das leider e-
her nicht tut, sondern Investitionen eher droht ab-
zuwürgen. Dass wir insgesamt natürlich darauf 
achten, dass wir eine maximale Angebotsauswei-
tung auch organisieren können für den kommen-
den Winter. Das ist ja etwas, was die Bundesregie-
rung gemeinsam mit den Übertragungsnetzbetrei-
bern für die Winter verabredet hat. Kraftwerke zu-
rück in den Markt zu holen, Leitungen höher aus-
zulasten, Kapazitäten länger zu nutzen, die da 
sind. Da es uns natürlich innerhalb von zwölf Mo-
naten nicht gelingen wird, leider nicht gelingen 
wird, auf der erneuerbaren Seite alleine den Aus-
bau soweit voranzutreiben, dass das ausreichend 
ist, ist der Punkt sehr wichtig, den Herr Axthelm 
schon genannt hat, nämlich die Frage: Wie geht es 
eigentlich beim Marktdesign weiter? Das ist ext-
rem wichtig für die Erneuerbaren. Das ist aber 
auch wichtig für die Back-up Kapazitäten, die wir 
auch im zukünftigen Strommarkt brauchen. Also 
grüner Wasserstoff und wie werden die Gaskraft-
werke angereizt, die wir dann in Zukunft an der 
Stelle einsetzen müssen. 

Der Vorsitzende: Herzlichen Dank. Als nächstes 
fragt für die DIE LINKE. der Kollege Lenkert. 

Abg. Ralph Lenkert (DIE LINKE.): Vielen Dank. 
Meine Frage geht wieder an Herrn Held. Wie 
könnte die Verteilungsgerechtigkeit kurzfristig be-
ziehungsweise mittelfristig verbessert werden und 
wie schätzen Sie die jeweilige Umsetzbarkeit der 
von Ihnen vorgeschlagenen Regelungen ein? 

Der Vorsitzende: Herr Dr. Held bitte. 

SV Dr. Benjamin Held (FEST e. V.): Vielen Dank 
Herr Lenkert, für die Frage. Es gäbe verschiedene 
Möglichkeiten, auf drei möchte ich kurz eingehen. 
Eine erste Möglichkeit wäre es, die Einkommens-
grenze, ab der die Entlastungen als geldwerter 
Vorteil versteuert werden müssen, statt auf bis-
lang geplanten 75.000 Euro niedriger zu setzen, 
zum Beispiel auf den Betrag, ab dem der Spitzen-
steuersatz gezahlt werden muss. Dieser beginnt im 
Jahr 2023 dann bei 62.810 Euro. Geschätzt wären 
dann dadurch circa 3,5 bis vier Millionen Steuer-
pflichtige betroffen, also circa acht bis neun Pro-
zent aller Steuerpflichtigen. Das entspräche in 
etwa einer Verdoppelung im Vergleich zur jetzt 
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vorgesehenen Grenze von 75.000 Euro. Denkbar 
wäre es aus meiner Sicht dabei auch, eine Staffe-
lung einzuführen. Also zum Beispiel, dass ab 
63.000 Euro Jahreseinkommen 50 Prozent als 
geldwerter Vorteil versteuert werden müssen und 
ab 75.000 Euro dann 100 Prozent. Umsetzen ließe 
sich das relativ simpel, weil es schon vorgesehen 
ist, es müssten nur die Zahlen ausgetauscht und 
gegebenenfalls differenziert werden. Eine zweite 
Möglichkeit stellt der sogenannte Energiesoli dar, 
der temporär befristet eingeführt werden könnte 
und den auch der Sachverständigenrat für Wirt-
schaftsfragen der Bundesregierung in seinem aktu-
ellen Jahresgutachten vorschlägt. Zur Höhe ma-
chen die Wirtschaftsweisen keine Vorschläge, 
auch ich möchte mich dazu jetzt hier nicht festle-
gen. Man könnte aber auch hier aus meiner Sicht 
überlegen, die Erhöhung wie bei der Besteuerung 
der Entlastung ebenfalls zu staffeln. Also zum Bei-
spiel eine Erhöhung des Spitzensteuersatzes ab 
der jetzigen Schwelle um 1,5 Prozent und dann ab 
75.000 Euro dann um 3 Prozent. Also eine höhere 
Zahl auf jeden Fall. Prinzipiell wäre auch das re-
lativ einfach im Steuerrecht umzusetzen, so denn 
der politische Wille dazu vorhanden wäre. Drit-
tens könnte bei der Strom- und Gaspreisbremse 
ein Mindestkontingent eingeführt werden. Beim 
Strom zum Beispiel in Höhe von 1.000 Kilowatt-
stunden, für das dann nicht nur 80 Prozent, son-
dern 100 Prozent zum vergünstigten Preis abgege-
ben wird. Davon profitieren alle Haushalte, da der 
Stromverbrauch mit dem Einkommen ansteigt 
und einkommensschwache Haushalte voraus-
sichtlich weniger einsparen können, würden ein-
kommensschwächere Haushalte davon aber stär-
ker profitieren. Da durch das Mindestkontingent 
der Einsparanreiz etwas gesenkt wird, sollte die-
ses allerdings nicht zu hoch angesetzt werden. 
Auch diese Maßnahme ließe sich relativ leicht in-
tegrieren, allerdings nur auf Ebene der Stroman-
schlüsse, weswegen kleinere Haushalte davon 
stärker profitieren würden. Das ist aber leider we-
gen der vorhandenen Datenlage, die unbedingt 
verbessert werden sollte, nicht anders möglich. 

Der Vorsitzende: Herzlichen Dank. Die nächste 
Frage für die SPD stellt der Kollege Bergt. 

Abg. Bengt Bergt (SPD): Ja, vielen Dank Herr Vor-
sitzender. Meine Frage richtet sich an Dr. Däuper 
und lautet wie folgt. Viele Regelungen, etwa zu 

den Höchstgrenzen aber auch bei den EEG Anpas-
sungen sind durch das EU Beihilferecht bedingt. 
Schöpft das Strompreisbremsengesetz Ihrer An-
sicht nach alle beihilferechtlichen Möglichkeiten 
und Spielräume aus, insbesondere wenn es um 
die Industrieentlastung geht? Wie schätzen Sie die 
beihilferechtliche Notwendigkeit der Anpassun-
gen in Paragraph 51 EEG zu den negativen Strom-
preisen bei den erneuerbaren Energieanlagen ein? 

Der Vorsitzende: Herr Dr. Däuper bitte. 

SV Dr. Olaf Däuper (Rechtsanwalt): Vielen Dank 
für die Frage. Fangen wir vielleicht mit dem Para-
graph 51 EEG an, das sind die negativen Strom-
preise. Oder vielleicht vorausgeschickt, das Bei-
hilfenrecht ist ja im Grunde das europarechtlich 
schärfste Schwert für die Kommission, Einfluss zu 
nehmen auf die nationalen Energiepolitiken. Die 
Kommission bedient sich häufig dieser Leitlinien. 
In diesem konkreten Fall dann der Klima-Umwelt-
Energie-Beihilfeleitlinien, kurz KUEBLL. Und 
diese Leitlinien äußern sich eben auch zu diesen 
negativen Strompreisen, so wie das im Paragraph 
51 EEG niedergelegt ist, und zwar relativ eindeu-
tig in dem Sinne, dass die Beihilfeempfänger kei-
nen Anreiz erhalten sollten, ihre Produktion un-
terhalb ihrer Grenzkosten anzubieten. In Zeiten, 
in denen der Marktwert ihrer Produktion negativ 
ist, sollen sie keine Beihilfe dafür erhalten. Inso-
fern ist die Kommission als Hüterin des Beihilfen-
rechts sehr eindeutig darin, dass bei negativen 
Strompreisen überhaupt keine Förderung gezahlt 
werden darf. In der Logik ist sozusagen jetzt die 
Anpassung des Paragraphen 51 EEG, von jetzt mo-
mentan vier Stunden negativen Preisen, die noch 
gefördert werden, auf eine Stunde ab 2027 erstmal 
folgerichtig. Allerdings muss man natürlich dabei 
berücksichtigen, dass diese Leitlinien kein Gesetz 
sind, sondern, wie der Begriff schon sagt, Leitli-
nien sind, also keine Rechtsverbindlichkeit haben. 
Insofern besteht immer ein Spielraum für den na-
tionalen Gesetzgeber, davon abzuweichen. Es ist 
da natürlich die Frage, was würde die Kommis-
sion in so einem Fall machen. Würde sie das als 
Beihilfe ansehen und möglicherweise dann auf 
eine Notifizierung drängen, beziehungsweise die 
Beihilfe nicht durchgehen lassen. Insofern ist es 
auch immer eine politische Frage der nationalen 
Regierung, des nationalen Gesetzgebers, ob man 
an einem solchen Punkt dann den Streit mit der 
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Kommission anfängt oder aufmacht. Ich würde 
tatsächlich für den konkreten Fall sagen, dass man 
das dann auch mal von den europäischen Gerich-
ten klären lassen muss, ob die Rechtsauffassung 
der Kommission, wie gesagt nur in Leitlinien nie-
dergelegt, nicht in irgendeinem rechtsverbindli-
chen Gesetz, so standhält. 

Der Vorsitzende: Danke Herr Dr. Däuper, Ihre Re-
dezeit wäre jetzt rum. Als nächstes fragt Herr 
Helfrich bitte. 

Abg. Mark Helfrich (CDU/CSU): Ja, herzlichen 
Dank Herr Vorsitzender. Ich habe eine Frage an 
Frau Andreae. Es ist mehrfach heute darauf hinge-
wiesen worden, dass die Versorgungsunterneh-
men dringend darum bitten, dass keine zusätzli-
che Komplexität in das Konstrukt bei den Brem-
sen hineingebracht wird. Vor dem Hintergrund 
frage ich, wie stehen Sie zu Überlegungen, ein di-
gitales Antragssystem für den Bereich zu entwi-
ckeln, wo zusätzliche Kriterien, die Sie in Ihren 
Systemen nicht vorhalten, und auch Steuerthe-
men Berücksichtigung finden können? Gibt es da 
eine Offenheit der Branche bei dem Thema? Die 
zweite Frage, die ich hätte, wäre: Sehen Sie bei 
den Verteilnetzen analog zu den Übertragungsnet-
zen die Notwendigkeit, den besonders von den 
steigenden Strompreisen betroffenen Netzbetrei-
bern, eine Unterstützung aus Steuermitteln zu ge-
währen? 

Der Vorsitzende: Danke, Frau Andreae bitte. 

SV Kerstin Andreae (BDEW): Sehr geehrter Herr 
Helfrich, vielen Dank für die Frage. Ich möchte 
bei den Preisbremsen anfangen und bei der Kom-
plexität. Ich habe vorhin in der anderen Anhörung 
schon darauf hingewiesen. Wir als BDEW machen 
immer so eine Art Bedienungsanleitung für Ge-
setze, also Anwendungshilfen. Die schreiben wir 
derzeit für die Strompreisbremse. Die ist ja noch 
nicht fertig, also wir warten ja noch auf schluss-
endliche Regelungen, aber wir haben uns schon 
mal darauf vorbereitet. Wir sind zu zwei Drittel 
durch. Die Anwendungshilfe hat jetzt schon 45 
Seiten. Das möchte ich mal einfach vorwegschi-
cken. Was auf die Energieversorger zukommt beim 
Umsetzen der Strompreisbremse jenseits vieler of-
fener Fragen und Interpretationsspielräume, wo 
wir nur noch sagen können, wir vermuten, dass es 

so gemeint ist, macht deutlich, wie enorm die 
Komplexität ist. Deswegen ist die ganze Frage, im 
Rahmen dieser Strompreisbremse weitere Dinge 
abzubilden, die unter dem Label Gerechtigkeit fal-
len, nicht möglich. Wir schaffen das nicht. Das ist 
auch im Übrigen nicht unsere Aufgabe. Richtig ist 
aber, das ist vorhin gesagt worden, dass wir natür-
lich Auszahlungspfade brauchen für künftige 
Maßnahmen, die einkommensabhängig Menschen 
besser erreichen als hier über die Preisbremsen, 
die ja auch zeitlich befristet sein sollen. Deswegen 
sind wir durchaus offen für Neuerungen. Wir sind 
aber, wenn wir schon auf digitale, neue Informati-
onswege gehen, dann möchte ich jetzt in diesem 
jetzigen Gesetz darum bitten, dass Sie sehr aufpas-
sen, dass die Informationspflichten gegenüber den 
Kunden für Strom, Gas und Wärme einheitlich ge-
regelt werden. Das hier insbesondere bei den bei-
hilferechtlichen Höchstgrenzen von Unternehmen 
klar ist, dass es Aufgabe des Staates ist, diese zu 
betreiben. Zu Ihrer letzten Frage, die Verteilnetze 
analog der Übertragungsnetze zu berücksichtigen. 
Wir wissen, dass es eine große, notwendige Dis-
kussion über die Netzentgelte im Verteilnetz gibt, 
würden aber vorschlagen, das in einem gesonder-
ten Gesetz ausführlicher zu diskutieren, als hier 
mit unterzubringen. 

Der Vorsitzende: Danke. Frau Dr. Nestle bitte. 

Abg. Dr. Ingrid Nestle (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN): Danke. Ich würde dann gerne ein-
mal die Frage der Inflationsanpassung EEG auch 
an Herrn Kapferer stellen. Wir hatten jetzt gehört 
von den unterzeichneten Ausschreibungen, auch 
von der großen Notwendigkeit, dass der Zubau 
endlich losgeht, damit wir hier wieder das Ange-
bot ausweiten und Preise senken können. Wie ist 
Ihre Einschätzung mit Hinblick auf die Februar-
Ausschreibung? Können wir da wieder eine bes-
sere Beteiligung erwarten, ohne an den Erlösober-
grenzen etwas zu ändern? 

Der Vorsitzende: Herr Kapferer bitte. 

SV Stefan Kapferer (50Hertz GmbH): Frau Nestle, 
vielen herzlichen Dank. Wir monitoren als Unter-
nehmen sehr genau den Zubau in unserem Netz-
gebiet, bekanntermaßen Ostdeutschland und 
Hamburg, weil wir uns ja das Ziel gesetzt haben 
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100 Prozent der Stromnachfrage in unserem Netz-
gebiet 2032 aus Erneuerbaren abzudecken. Selbst-
verständlich sehen wir auch, wie das hier ver-
schiedentlich von Kolleginnen und Kollegen 
schon angesprochen worden ist, eine zunehmende 
Zurückhaltung. Wir sind ja auch in engem Aus-
tausch mit den Investoren, mit den Verteilnetzbe-
treibern. Wir wissen, dass das eher eine zuneh-
mende Tendenz hat. Eingriffe in Märkte generie-
ren Verunsicherung und Verunsicherung ist nicht 
das, was Investoren gerne sehen. Insofern gehe ich 
definitiv davon aus, dass es auch im Februar wie-
der zu einer Unterzeichnung kommen wird, was 
die Ausschreibung angeht. Ich glaube, neben dem 
von Ihnen angesprochenen Instrument, das man 
natürlich erwägen kann, gibt es weitere Dinge, die 
der Gesetzgeber in der Hand hat. Wenn man das 
beschleunigen will, glaube ich, müssen wir insge-
samt auch noch über die Frage reden, was an Ge-
nehmigungsprocedere erforderlich ist, um Anla-
gen in den Markt zu bringen. Wie wir den Netz-
ausbau beschleunigen, Herr Axthelm hat freund-
lich vorhin darauf hingewiesen, dass es eine 
Schwierigkeit ist, Trafos zu bekommen. Aber, sind 
wir ehrlich, es ist dann auch schwierig sich ans 
Netz anzuschließen, selbst wenn man den Trafo 
hat, weil natürlich bisher eine Menge an Anfragen 
kommen. Und ich glaube, insofern wäre auch 
noch einmal eine Ausbau-Offensive 2023/24 für 
die Erneuerbaren als gemeinsame, ich sag mal 
konzertierte Aktion der Investoren, der Netzbetrei-
ber und der Politik erforderlich, um hier genau 
das zu verhindern, was Sie befürchten, nämlich 
dass es zu einer Unterdeckung in den Ausschrei-
bungen kommt. 

Der Vorsitzende: Danke, die nächste Frage für die 
AfD stellt Herr Kotré bitte. 

Abg. Steffen Kotré (AfD): Ja, Herr Prof. Söllner, 
welche negativen Begleiterscheinungen sind denn 
noch hier mit diesem Gesetzespaket verbunden, 
Stichwort möglicher Weiterverkauf von subventi-
oniertem Strom oder ähnliche Dinge? 

Der Vorsitzende: Prof. Dr. Söllner bitte. 

SV Prof. Dr. Fritz Söllner (TU Ilmenau): Ich habe 
ja vorhin schon die möglichen negativen Signal-
wirkungen der Abschöpfung der Übererlöse er-

wähnt. Es gibt natürlich auch durch die Preis-
bremse selber negative Effekte. Die Konstruktion, 
die hat zwar den Vorteil, dass die wettbewerbli-
che Preisbildung am Strommarkt jetzt nicht direkt 
beeinflusst wird. Indirekt allerdings kann sie 
durchaus negative Effekte haben, denn es ist da-
mit zu rechnen, dass es zu einer Abnahme der 
Wettbewerbsintensität zwischen den Stromanbie-
tern kommen wird. Warum? Nun, erstens wird die 
Preisempfindlichkeit der Stromnachfrage tenden-
ziell abnehmen. Zweitens: Der Staat erstattet den 
Stromanbietern die Differenz zwischen dem 
Marktpreis und dem preisgebremsten Preis im 
Umfang der jeweiligen Kontingente. Von daher 
haben die Stromanbieter natürlich keinen Anreiz, 
ihre Kosten und damit ihre Preise zu senken, be-
ziehungsweise keinen Anreiz, Kosten- oder Preis-
erhöhungen zu vermeiden. Und weil das so ist, 
kommen wir jetzt zu einer Folgewirkung, die eine 
andere Maßnahme nach sich zieht. Dafür brau-
chen wir jetzt die Preis- und die Missbrauchsauf-
sicht, die auch wieder mit großen Unsicherheiten 
und mit hohem Potenzial an rechtlichen Streitig-
keiten verbunden ist. Es wird auch hier wieder, 
ähnlich wie bei der Gaspreisbremse, ganz massiv 
in die unternehmerische Gestaltungsfreiheit ein-
gegriffen. Die Preiserhöhungen im kommenden 
Jahr muss man sich vom Bundeskartellamt geneh-
migen lassen. Wobei die Beweislast, dass solche 
Preiserhöhungen sachlich gerechtfertigt und not-
wendig sind, wie sollte es auch anders sein, bei 
den Stromanbietern liegt. Eine weitere Möglich-
keit des Missbrauchs besteht darin, dass der 
Strom, wie sie schon erwähnt hatten, auch weiter-
verkauft werden darf. Es ist zwar ausgeschlossen, 
dass man Subventionen kriegt für Strom, den man 
nicht bezogen hat, aber so wie ich den Gesetzent-
wurf gelesen habe, ist nicht ausgeschlossen, dass 
man Strom, den man subventioniert bezogen hat, 
für den man Entlastungen kriegt, dann weiterver-
kauft ans Ausland oder an Abnehmer, die keine 
Entlastungen bekommen. Von daher gibt es auch 
noch andere Kritikpunkte, die man zu diesem Ge-
setzesentwurf vorbringen kann. Danke. 

Der Vorsitzende: Danke, die nächste Frage stellt 
die FDP, Herr Stockmeier bitte. 

Abg. Konrad Stockmeier (FDP): Vielen Dank Herr 
Vorsitzender. Ich richte meine Frage wieder an 
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Herrn Kapferer und die wird noch einmal das the-
matisieren, was auch schon angeklungen ist, dass 
ja ein gewisses Risiko besteht, dass bis ins Jahr 
2024 hinein Energieversorgungsunternehmen un-
ter Umständen wenig Anreize, haben Tarife unter-
halb des Preisdeckels anzubieten, selbst wenn 
dies möglich wäre. Mich würde interessieren, wie 
Sie dieses Risiko einschätzen und wenn es denn 
existent oder auch virulent ist, wie man ihm be-
gegnen sollte? Vielen Dank. 

Der Vorsitzende: Herr Kapferer bitte. 

SV Stefan Kapferer (50Hertz GmbH): Vielen Dank 
Herr Stockmeier. Ich glaube, wenn man sich im 
Moment anschaut, wo die meisten Preise liegen, 
die die Versorgungsunternehmen anbieten kön-
nen, dann liegen die häufig so etwa zwischen 40 
und 50 Eurocent pro Kilowattstunde. Das macht 
deutlich, dass es im Moment durchaus ein gewis-
ses Potenzial für Entlastungen gibt, wenn man mit 
der 40 Cent Prognose arbeitet. Ich glaube, dass es 
falsch ist, – und das darf ich als Vertreter eines re-
gulierten Unternehmens glaube ich ganz offen sa-
gen – dass derzeit seitens des Gesetzgebers ver-
sucht wird, vor allem Missbrauch bei Erhöhungen 
irgendwie rechtlich zu unterbinden. Das ist kein 
Szenario, das von vielen Versorgern ins Auge ge-
fasst wird, sondern von einigen wenigen schwar-
zen Schafen, wie wir wissen. Viel schwerwiegen-
der aus meiner Sicht, Herr Stockmeier, ist, dass 
der Gesetzgeber nicht versucht, das wettbewerbli-
che Element zu stärken. Klar, soweit wir über 40 
Cent liegen bei vielen Anbietern, ist natürlich bei 
einem Deckel von 40 Cent schwierig mit Wettbe-
werb zu arbeiten. Aber wir werden ja hoffentlich 
im kommenden Frühjahr wieder eine deutlich hö-
here Angebotssituation der Erneuerbaren sehen. 
Wir haben als 50Hertz eine Studie gemacht, wie 
sich der Day-Ahead-Preis im Strommarkt entwi-
ckelt, wenn wir einen sehr hohen Anteil der Er-
neuerbaren in unserem Netzgebiet haben. Und da 
sehen Sie, wenn Sie sich der 100 Prozent Marke 
nähern, dann liegen wir nie über 100 Euro pro 
Megawattstunde in unserem Netzgebiet am nächs-
ten Tag. Das heißt, im Frühjahr, im Sommer des 
nächsten Jahres, mit einem hohen Anteil an Er-
neuerbaren, ist es sehr wohl möglich, dass wieder 
Preise angeboten werden, die unter der 40 Cent 
Marke liegen. Nur ist es natürlich bei dieser Rege-
lung nicht sehr attraktiv, wenn man auf 38 oder 

39 Cent gehen kann, in den Wettbewerb einzutre-
ten. Da fehlen die Anreize und deswegen wäre 
mein Appell an den Gesetzgeber, wenn sie nach 
Alternativen fragen, sich noch einmal die anderen 
Preisbestandteile im kommenden Jahr in Ruhe an-
zuschauen. Also die Frage, wie ist eigentlich die 
Mehrwertsteuerbelastung auf Strom? Da hat man 
bei Gas einen Schritt gemacht. Wie ist eigentlich 
die Situation mit der Stromsteuer? Und wie ist 
das Thema Netzentgelte, das eben auch schon mal 
angesprochen worden ist? Das sind ja alles Be-
standteile, wo man sehr viel einfacher preisentlas-
tend eingreifen kann, als mit einer – ich sag mal – 
wettbewerbsfeindlichen Kappungsgrenze. 

Der Vorsitzende: Herzlichen Dank, die nächste 
Frage für DIE LINKE. stellt der Kollege Lenkert. 

Abg. Ralph Lenkert (DIE LINKE.): Vielen Dank. 
Meine Frage geht wieder an Herrn Held. Wird die 
Entlastungswirkung der Strompreisbremse nach 
Ihrer Einschätzung ausreichend sein? Wenn nein, 
an welcher Stelle und wie sollte der Gesetzent-
wurf durch weitere Maßnahmen flankiert werden? 

Der Vorsitzende: Herr Dr. Held bitte. 

SV Dr. Benjamin Held (FEST e. V.): Danke Herr 
Lenkert für die Fragen. Für viele einkommens-
schwächere Haushalte stellt auch schon die Preis-
erhöhung auf 40 Cent pro Kilowattstunde immer 
noch ein großes Problem dar. Hinzu kommt der 
bereits erwähnte Zusammenhang, dass sie weni-
ger einsparen können, weil sie schon davor auf je-
den Cent geachtet haben und weil die Mittel und 
Möglichkeiten fehlen, um Strom einzusparen. 
Deswegen sollten aus meiner Sicht weitere Maß-
nahmen eingeführt werden. Erstens, eine ange-
messene und ausreichende Erhöhung der Regels-
ätze. Zum 1. Januar 2023 sollen diese für Strom-
ausgaben um 11,8 Prozent steigen, das reicht aber 
absehbar nicht aus. Die erwartbaren Preissteige-
rungen für 2023 sollten dabei ebenfalls jetzt zum 
1. Januar schon mit berücksichtigt werden. Dieser 
vorträgliche Inflationsausgleich sollte insgesamt 
für die Regelsatzberechnungen umgesetzt oder zu-
mindest die Nachträglichkeit zeitlich deutlich ver-
kürzt werden. Bezüglich der Regelsätze möchte 
ich auch kurz darauf hinweisen, dass die Regels-
ätze immer noch, auch nach der Einführung des 
Bürgergeldes, auf eine sowohl statistisch als auch 
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normativ problematische Art und Weise berechnet 
werden. Dies hat zum Beispiel Dr. Irene Becker in 
verschiedenen Publikationen, unter anderem in 
einem Gutachten, an dem ich auch mitwirken 
durfte, festgestellt und auch geeignetere Methoden 
entwickelt, durchgerechnet und vorgeschlagen. 
Bei Interesse können Sie diese Quelle auch in 
meiner schriftlichen Stellungnahme finden. Zwei-
tens sollten Unterstützungsangebote und Förder-
programme speziell für einkommensschwächere 
Haushalte massiv ausgebaut werden. Als Positiv-
beispiel kann hier der Stromspar-Check der Cari-
tas gelten. Von dem Ausbau würden sowohl ein-
kommensschwächere Haushalte als auch der Kli-
maschutz profitieren. Darüber hinaus sollte unbe-
dingt, und wie auch schon mehrfach erwähnt, mit 
Hochdruck ein Direktzahlungsmechanismus ein-
geführt werden, der es zukünftig ermöglicht, So-
forthilfen schnell an alle auszuzahlen, insbeson-
dere auch an Haushalte, die etwas oberhalb der 
Bedürftigkeitsgrenze liegen. In diesem Zuge sollte 
auch so bald wie möglich das Klimageld einge-
führt und damit dann auch der CO2-Preis Anstieg 
im BEHG so schnell wie möglich nachgeholt und 
so bald wie möglich weiter erhöht werden, um 
dieses wichtige Instrument weiter zu stärken. Die 
Einnahmen der Erhöhung der CO2-Bepreisung 
könnten dann über das Klimageld mit progressi-
ven Verteilungswirkungen ausgeschüttet werden. 
Schließlich sollte noch einmal überprüft werden, 
ob nicht ein spezifischer Garantiepreis für Heiz-
strom umgesetzt wird, zum Beispiel auf 30 statt 
40 Cent pro Kilowattstunde. Je nach weiterer 
Preisentwicklung bei den anderen Energieträgern, 
könnte sonst der Wechsel auf Wärmepumpen und 
damit der Klimaschutz ausgebremst werden. Vie-
len Dank. 

Der Vorsitzende: Danke, die nächste Frage für die 
SPD stellt Frau Dr. Scheer bitte. 

Abg. Dr. Nina Scheer (SPD): Meine Frage möchte 
ich gerne aufteilen und zwar einmal an Frau Pe-
ter, um noch einmal ins Detail zu gehen bezüglich 
der Investitionsbedingungen, die die erneuerbaren 
Energien brauchen, auch möglicherweise noch 
einmal ergänzend auf die negativen Preise einzu-
gehen. Und dann wollte ich auch gern Herrn En-
gelke noch einmal fragen, wie sein Blick auf die 
Frage Abwendungsvereinbarungen gelegt ist, ob 
das ein hinreichendes Paket ist? 

Der Vorsitzende: Frau Dr. Peter bitte. 

SV Dr. Simone Peter (BEE): Vielen Dank. Zu-
nächst einmal, was die Investitionsbedingungen 
oder Marktbedingungen der erneuerbaren Ener-
gien angeht, Herr Kapferer hat eben schon gesagt, 
mit dem Zuwachs an erneuerbaren Energien wer-
den wir in den nächsten Jahren immer öfter stark 
preissenkende Wirkungen erleben. Die erleben 
wir heute schon, aber es wird immer öfter der Fall 
sein, dass wir Preissenkungen auf null, möglicher-
weise sogar direkt darunter bekommen, was ja 
heute dazu führt und auch verschärft werden soll, 
leider im Gesetzentwurf, dass es zu negativen 
Stunden kommt, bei denen den erneuerbaren 
Energien die betriebswirtschaftliche Grundlage 
entzogen wird. Deswegen verweisen wir schon 
länger darauf, ein Strommarktdesign jetzt in An-
griff zu nehmen, um insgesamt die marktwirt-
schaftliche Situation zu verbessern. Es darf auch 
jetzt nicht zu einer Verschlechterung des Para-
graph 51 EEG kommen, was die negativen Preise 
angeht. Um das aber in Zukunft zu realisieren, ist 
notwendig, dass wir jetzt massiv investieren. Das 
heißt, jede Kilowattstunde Wind, Solar wird in 
Zukunft die Strompreise senken und der Kosten-
bremse der fossilen Energieträger entgegen wir-
ken. Deswegen ist es ja gerade so absurd, dass wir 
jetzt ein Instrument haben, das neben den ohne-
hin schwierigen Investitionsbedingungen noch et-
was oben drauf setzt und den Markt, den man 
2012 groß ausgeweitet hat, was ja auch richtig 
war, Terminmärkte, neue Marktmodelle, PPAs zu 
schaffen, dass man das man jetzt von den Füßen 
auf den Kopf stellt und quasi auf ein Referenzmo-
dell fokussiert, auf den Spotmarkt, aber keine 
Langfristverträge mehr zulässt. Weil die Bedin-
gungen sich auf den Langfristverträgen für die er-
neuerbaren Energien so verschlechtern, dass die-
ser quasi ausfällt, übrigens auch eine Ungleichge-
wichtung gegenüber fossilen Energieträgern, die 
da ja viel stärker auf dem Terminmarkt sich orga-
nisieren können. Deswegen ist es ja für uns wich-
tig zu sagen, neben einer einfachen Lösung, da 
wären wir ja auch dafür gewesen, dass es eigent-
lich bessere Steuern gegeben hätte, wenn es die 
nicht gibt, die Erlösobergrenzen hochsetzen, den 
Sicherheitspuffer hochbringen, auch beim Ter-
minmarkt Möglichkeiten schaffen, dass Erneuer-
bare sich daran beteiligen können. Sowohl für 
Neu- wie auch für Altverträge eine Finanzierung 
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organisieren. Bei den PPAs diese Rückwirkung 
wegnehmen und ab dem 1. Dezember 2022 erst 
abschöpfen und, wenn es möglich wäre, sogar 
eine Eigenveranlagung auf Basis eines PPA Ver-
trags schaffen, damit wir hier eine bessere Basis 
hätten, um die Abschöpfung zu organisieren. 

Der Vorsitzende: Danke, die nächste Frage für die 
CDU/CSU stellt Herr Helfrich bitte. 

Abg. Mark Helfrich (CDU/CSU): Herzlichen Dank 
Herr Vorsitzender, ich habe eine Frage an den 
ZDH, an Herrn Dr. Terton. Gerade bei der Strom-
preisbremse ist der Gesetzentwurf dem Hand-
werksbereich sehr weit entgegen gekommen. Die 
Grenze ab der der Gewerbestrompreisdeckel von 
13 Cent netto je Kilowattstunde greift, ist auf 
30.000 Kilowattstunden Jahresverbrauch festge-
legt. Warum fordern Sie darüber hinaus trotzdem 
noch die Zusammenfassung aller Entnahmestellen 
eines Betriebes? Die zweite Frage ist: Über die be-
stehenden Vorschläge hinaus, also Strompreis-
bremse, sind Härtefallregelungen vorgesehen. 
Könnten Sie uns einmal kurz ins Bild setzen, wel-
che Unternehmen das betrifft? Wie bewerten Sie 
die vorliegenden Vorschläge und was könnte da-
ran noch verbessert werden? 

Der Vorsitzende: Herr Dr. Terton bitte. 

SV Dr. Constantin Terton (ZDH): Vielen Dank für 
Ihre Frage. Ja, in der Tat. Die Verbrauchsgrenze, 
die sich jetzt am Konzessionsgesetz orientiert, mit 
den 30.000 Kilowattstunden, ist eine Erleichte-
rung für die Vielzahl der Betriebe. Dennoch, wie 
ich ja eingangs im Statement ausgeführt habe, gibt 
es Fallkonstellationen, dass wir Betriebe haben, 
die mit ihren dezentral aufgestellten Entnahme-
stellen unter der Grenze bleiben, und damit einen 
Wettbewerbsnachteil haben gegenüber denjeni-
gen, die an einer Entnahmestelle operieren. Das 
ist der Grund, weswegen wir dafür plädieren, die-
ses hier vorzunehmen, dass man bei einem Ener-
gieversorger seine Entnahmestellen unter einer 
Kundenummer zusammenfassen kann. Was die 
Härtefallregelungen angeht, ist es ja so, dass die 
Strompreisbremse erst im März greifen wird und 
dann rückwirkend für Januar und Februar in Aus-
zahlung kommt. Das ist für viele Betriebe ein er-
heblicher Überbrückungszeitraum, der gestemmt 
werden muss. Deswegen treten wir dafür ein, dass 

es hier eine sogenannte Härtefallbrücke geben 
muss. Das heißt, dass auch diesen Betrieben Li-
quidität bereitgestellt wird. Die Vorschläge, die im 
Moment auf dem Tisch liegen, gehen da schon in 
die richtige Richtung. Wichtig bei diesen Vor-
schlägen ist für uns, weil auch wieder von der No-
menklatur von KMU gesprochen wird, dass es 
hier wirklich um Betriebe gehen muss, die von 
der Energieintensität betrachtet werden und nicht 
von der Betriebsgröße. Das ist ein ganz entschei-
dender Punkt, der ja in den Gesetzen richtig nach-
vollzogen wurde. Da wird ja immer nur vom Ver-
brauch, sowohl bei Gas als auch bei Strom, ausge-
gangen, aber nicht von der KMU-Definition. Von 
daher ist das ein Weg, der richtig ist. Bei der Ein-
beziehung was Energieintensität angeht, ist bei 
der Härtefallregelung aber auch wichtig, dass alle 
Energieträger, die der Betrieb benötigt, berück-
sichtigt werden, um dann das Kriterium Energie-
intensität anhand eines Ansatzpunktes „Kosten 
pro Umsatz“ richtig abbilden zu können. Danke. 

Der Vorsitzende: Danke. Frau Dr. Nestle für die 
Grünen, bitte. 

Abg. Ingrid Nestle (BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN): 
Herzlichen Dank. Meine letzte Frage geht an Frau 
Andreae und Herrn Kapferer. Sie hatten davon ge-
sprochen, dass es auf jeden Fall eine klare Aufga-
benteilung geben müsste, dass die Durchsetzung 
bei der Bundesnetzagentur liegt, keine Haftungsri-
siken bei den Netzbetreibern. Jetzt ist es so, dass 
die Abschöpfung bisher so organisiert ist, dass gar 
kein Geld durch einen Staatstopf fließt. Und ich 
glaube, Sie kennen auch gut die Diskussion, die 
man mit der EU-Kommission bekommt, wenn 
Geld anfängt irgendwie mit Staatshaushalt zu tun 
zu haben. Weshalb ich jetzt mich frage, ob wir 
nicht einen Berg zusätzlicher Komplikationen rein 
holen, wenn wir das jetzt so machen, wie Sie das 
gerade vorgeschlagen haben. Und würde da gern 
noch einmal Ihre Meinung dazu holen. 

Der Vorsitzende: Frau Andreae, bitte. 

SV Kerstin Andreae (BDEW): Wir haben ja schon 
die Erfahrung gemacht, wie wir zumindest die 
Auszahlung organisieren können zum Kunden 
hin. Im Moment ist es ja so, wir haben die Kas-
kade Erzeuger, Verteilnetzbetreiber, Übertragungs-
netzbetreiber, Lieferant, Endkunde. Das ist eine 
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Kaskade mit vier Schnittstellen. Deswegen ist es 
so wichtig, dass wir versuchen diese Schnittstel-
len einzudämmen und die Fehleranfälligkeiten zu 
minimieren. Richtigerweise hat der Gesetzgeber in 
einer Nachjustierung beim Gesetz relativ viele 
Aufgaben von den Verteilnetzbetreibern wegge-
nommen. Das war ursprünglich auch mal anders 
geplant und das ist heute schon deutlich einfacher 
geregelt. Aber die Frage, die insbesondere bei den 
Übertragungsnetzbetreibern hängen bleibt, ist ja 
die Frage nach Rechtsrisiken und die Inkasso-
Frage. Grundsätzlich glauben wir aber, dass eine 
Synchronisierung der Regeln, wie wir es bei der 
Gaspreisbremse haben, auf die Strompreisbremse 
übersetzt, was die Auszahlung angeht, funktio-
niert. Und dass wir bei der Abschöpfung mit einer 
staatlichen Stelle agieren können, die dann ja 
noch nicht Staatshaushalt ist, sondern die im Auf-
trag des Staates als Behörde diese Aufgaben über-
nimmt. 

Der Vorsitzende: Herr Kapferer. 

SV Stefan Kapferer (50Hertz): Ergänzend, Frau 
Nestle, dass kein Missverständnis entsteht. Es 
geht nicht darum, dass Verteilungsnetzbetreiber 
und Übertragungsnetzbetreiber nicht bereit sind, 
die kontenmäßige Abwicklung der Beträge vorzu-
nehmen. Selbstverständlich kann das so laufen, 
wie es der Gesetzgeber jetzt vorsieht. Das heißt, 
wer den Betrag bezahlt, bezahlt ihn wenn er beim 
Verteilnetzbetreiber angeschlossen ist, dorthin. 
Wenn er bei uns angeschlossen ist, an das Konto 
der Übertragungsnetzbetreiber. Es geht um die 
Frage, wer den Bescheid, der ja seitens der Bun-
desnetzagentur für die Nichtzahlungswilligen er-
lassen wird nach Paragraph 41 StromPBG-Ent-
wurf, nachher vor Gericht durchsetzt. Wenn die 
Bundesnetzagentur ihren eigenen Bescheid durch-
setzt, das Geld aber selbstverständlich dann, wenn 
der Anspruch durchgesetzt worden ist, an das 
Konto des Verteilnetzbetreibers oder des Übertra-
gungsnetzbetreibers geht, wie das ursprünglich 
vorgesehen war, sehe ich da kein europarechtli-
ches Problem. 

Der Vorsitzende: Danke. Herr Kotré, bitte. 

Abg. Steffen Kotré (AfD): Herr Prof. Söllner. Viel-
leicht können Sie uns abschließend noch einmal 

eine kurze Stellungnahme geben, wie diese gan-
zen Gesetzespakete zur Preisbremse volkswirt-
schaftlich einzuordnen sind. 

Der Vorsitzende: Herr Prof. Dr. Söllner, bitte. 

SV Prof. Dr. Fritz Söllner (TU Ilmenau): Da 
könnte man natürlich sehr viel zu sagen. Herr 
Kapferer hat es ja vorhin so schön festgestellt. Die 
Preisbremse, das gilt natürlich nicht nur für die 
Strom-, sondern auch für die Gaspreisbremse, ist 
ein wettbewerbsfeindlicher Preisdeckel. Wettbe-
werbsfeindlichkeit ist aus volkswirtschaftlicher 
Sicht immer ein Problem und ordnungspolitisch 
gesehen, sind diese Ansätze, die mit einem Ein-
griff ins Preissystem arbeiten – seien sie jetzt nur 
direkter oder indirekter Art – immer hochproble-
matisch. Das zieht Folgewirkungen nach sich. Das 
hat Nebenwirkungen, die man sich heute noch gar 
nicht klar macht. Weitere Frage wäre dann: Treten 
vielleicht Gewöhnungseffekte auf? Ist es dann 
wirklich so einfach, das wieder rückgängig zu ma-
chen? Also Fragen über Frage, Probleme über 
Probleme. Von daher ist es aus ordnungspoliti-
scher Sicht immer besser, irgendwie eine markt-
systemkonforme Lösung zu finden, die den Wett-
bewerb weitestmöglich aufrechterhält. Und markt-
systemkonforme Lösungen bestehen in Fragestel-
lungen, wie derjenigen die wir jetzt diskutieren, 
darin, dass man direkte Transferzahlungen vor-
sieht. Dass wirklich an die Härtefälle, an die Be-
dürftigen direkt Transferzahlungen geleistet wer-
den, seien es jetzt Sozialausgaben an die Verbrau-
cher oder Subventionen an die Unternehmen. 
Aber diese ganzen Preisdeckel, Preisbremsen, Er-
lösabschöpfungen sind alles Konstrukte, die in ei-
ner Marktwirtschaft Fremdkörper sind. Wenn sich 
das irgendwie vermeiden lässt, – und ich habe 
den Eindruck, es ließe sich mit ein bisschen gu-
tem Willen vermeiden –sollte man nicht auf diese 
Konstrukte zurückgreifen. Vielen Dank. 

Der Vorsitzende: Danke. Herr Stockmeier für die 
FDP, bitte. 

Abg. Konrad Stockmeier (FDP): Vielen Dank Herr 
Vorsitzender. Ich richte meine letzte Frage an 
Frau Andreae. Und die soll ein bisschen über die 
Krise hinausreichen, respektive ist dadurch moti-
viert, dass wir ja jetzt auch bei diesen Gesetzespa-
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keten völlig zurecht wieder vor der Herausforde-
rung stehen, dass das alles EU-beihilferechtskon-
form ist. Über die Krise hinausgehend würde 
mich interessieren, was sind im Hinblick auf das 
EU-Beihilferecht vielleicht so zwei, drei zentrale 
Punkte, wo Sie dem deutschen Gesetzgeber mit 
auf dem Weg geben würden: behaltet die beson-
ders im Auge, um euch mögliche Konflikte mit 
der europäischen Ebene, was den Ausbau der Er-
neuerbaren betrifft, was auch den Netzausbau be-
trifft, zu ersparen. Ich gebe zu, die Frage ist ein 
bisschen offen gehalten, aber umso mehr bin ich 
auf Ihre Antwort gespannt. 

Der Vorsitzende: Danke. Frau Andreae, bitte. 

SV Kerstin Andreae (BDEW): Vielen Dank für die 
Frage. Vielleicht fange ich mal an dem Punkt an, 
der schon zwei Mal genannt wurde im Hinblick 
auf die negativen Strompreise. Das ist ja die Prob-
lematik der EU-Beihilfe. Solange wir nicht eine 
Regel „Nutzen statt Abregeln“ haben, bedeutet es 
im Klartext, dass wir erneuerbaren Strom produ-
zieren und ihn nicht nutzen können. Und im Ge-
genteil, es bedeutet sogar, dass die Anlagenbetrei-
ber, die diesen Strom produzieren, auch noch 
nachteilig behandelt werden. Das heißt, sie wer-
den an der Stelle vermutlich – also ich wünsche 
fröhliches Gelingen in der Diskussion mit der EU 
beim Thema negative Strompreise – einen ande-
ren Weg einschlagen. Aber was wir parallel brau-
chen – und das könnte das abfedern – wäre eine 
Regel ,,Nutzen statt Abregeln“. Das ist schon län-
ger im Gespräch. Im Koalitionsvertrag haben Sie 
die Speichertechnologien als eine weitere Säule 
des Energiesystems genannt. Es ist ziemlich sinn-
voll, dieses jetzt voranzubringen. Das ist für uns 
ein ganz wichtiger Punkt. Der zweite Punkt ist: 
Wir werden eine Diskussion über die Preiszonen 
bekommen. Ich wünsche ein gutes und ein starkes 
Auftreten seitens der Bundesregierung im Hin-
blick auf die Preiszonen, weil wenn wir dieses so 
fortführen, kriegen wir eine Diskussion, die sich 
negativ auf den Ausbau der erneuerbaren Ener-
gien auswirkt. Und dritter Punkt, ist schon ange-
sprochen worden, rund um das Marktdesign. Wir 
haben ja eigentlich von der Bundesregierung ei-
nen klaren Zeitplan. Mit Zeit wollten wir das 
Marktdesign diskutieren. Jetzt erleben wir eine 
EU-Kommission, die mit einem ziemlichen 
Tempo beim Thema Merit-Order loszieht. Ich 

kann nur dringend davor warnen: Verlassen Sie 
nicht den Energy-Only- Markt. Er ist ein wettbe-
werbliches Instrument zur Preisfindung zwischen 
Angebot und Nachfrage. Und was wir im Moment 
von der Europäischen Union oder von der Kom-
mission als Vorschläge immer wieder bekommen, 
würde sich enorm nachteilig auf unsere Energie-
versorgung und auf den Ausbau der erneuerbaren 
Energien auswirken. Also in dem Rahmen, glaube 
ich, haben Sie eine Reihe von Diskussionen. Zum 
Beihilferecht selber können wir nochmal zulie-
fern, weil tatsächlich sind die KUEBLL, wie viele 
Seiten lang auch immer, enorm umfassend. Und 
das werden sehr viele Punkte sein, wo man hier 
auch Brandmauern gegen Vorschläge aus der 
Kommission aufbauen muss. 

Der Vorsitzende: Danke. Die letzte Frage stellt nun 
für die LINKE. der Kollege Lenkert. 

Abg. Ralph Lenkert (DIE LINKE.): Vielen Dank, 
Herr Vorsitzender. Meine Frage geht wieder an 
Herrn Held. Möchten Sie uns noch ein paar Hin-
weise mit auf den Weg geben, wie das Gesetz bes-
ser werden kann? 

Der Vorsitzende: Herr Dr. Held, bitte. 

SV Dr. Benjamin Held (FEST): Ich möchte noch 
auf einen Fehlanreiz hinweisen, der aufgrund der 
gleichen Konstruktion sowohl bei der Gas- als 
auch bei der Strompreisbremse vorliegt. Zumin-
dest so, wie diese im Überblickspapier der Bun-
desregierung zur Gas- und Strompreisbremse vom 
25. November 2022 dargestellt sind, der aber ei-
gentlich leicht behoben werden könnte. Und zwar 
ist bei der derzeitigen Gestaltung für Verbrauche-
rinnen, die mehr als 20 Prozent einsparen könne, 
ein klarer Anreiz besteht, einen möglichst teuren 
Tarif abzuschließen. Denn ab Einsparungen die 
20 Prozent übersteigen, ist die zusätzliche Rücker-
stattung, die ein Haushalt für Energieeinsparun-
gen erhält, direkt abhängig von der Differenz von 
Vertragspreis und Garantiepreis. Wer also bei-
spielsweise ein Stromtarif mit einem Vertragspreis 
von 0,65 Euro pro Kilowattstunde abgeschlossen 
hat, bekommt pro eingesparter Kilowattstunde ei-
nen Bonus vom Staat in Höhe von 0,65 minus 
0,40 Euro. Also 0,25 Euro pro Kilowattstunde. 
Wer hingegen einen günstigeren Tarif abgeschlos-
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sen hat, der kriegt weniger bei einem Vertrags-
preis von 0,50 Euro beispielsweise, nur 0,50 mi-
nus 0,40 Euro, also 0,10 Euro pro Kilowattstunde. 
Sobald ich relativ sicher weiß, dass ich mehr als 
20 Prozent einsparen kann, suche ich mir den teu-
ersten Tarif, um meine Rückerstattungen zu maxi-
mieren. Denn die höheren Vertragspreise oberhalb 
der 80 Prozent zahle ich aufgrund der Einsparun-
gen so oder so nicht. Bekomme aber viel mehr 
vom Staat zurückerstattet für meine weiteren Ein-
sparungen. Begründet wird diese Regelung von 
der Bundesregierung damit, dass möglichst hohe 
Einsparanreize gesetzt werden sollen. Diese könn-
ten aber auch mit einer anderen einfachen Rege-
lung erreicht werden. Und zwar über die Einfüh-
rung eines für alle gleichhohen fixierten Preises 
für Einsparungen über 20 Prozent. Dieser könnte 
gleich wie der Garantiepreis auf 0,40 Euro pro 
Kilowattstunde gesetzt werden. Dann gäbe es gar 
kein zusätzlichen Bonus und keine Sparanreize 
über die 0,40 Euro hinaus. Oder aber er könnte 
höher gesetzt werden, um höhere Einsparanreize 
zu setzen. Dann aber für alle gleich und unabhän-
gig vom individuell abgeschlossenen Vertrag, wo-
mit der Fehlanreiz beseitigt wäre. Verteilungs-
gründe sprechen dabei gegen eine zu hohe Set-
zung des fixierten Preises. Denn je mehrfach ange-
führt, können Einkommen stärkerer Haushalte al-
ler Voraussicht nach im höheren Umfang große 
Einsparungen realisieren. Würden also dann von 
einem höheren fixierten Arbeitspreis mehr profi-
tieren. Ausführlich dargestellt habe ich das auch 
in meiner schriftlichen Stellungnahme. Das ist so 
hier wahrscheinlich schwer nachzuvollziehen. 
Das ist insgesamt schwer abzuschätzen, wie groß 
das Problem wäre, sollte die bisher vorgesehene 
Regelung umgesetzt werden. Da es aber sehr ein-
fach wäre, das Problem über die Einführung des 
fixierten Preises zu beheben, sollte das aus meiner 
Sicht unbedingt getan werden. Etwas unklar ist, 
ob das in den letzten Schritten des Gesetzgebungs-
prozesses jetzt noch raus gefallen ist. In dem Ge-
setz lässt sich das nicht eindeutig nachvollziehen. 
Falls das noch rausgefallen sein sollte, würde ich 
mich darüber freuen, wenn die Bundesregierung 

dazu noch eine Stellungnahme abgeben könnte. 
Vielen Dank. 

Der Vorsitzende: Herzlichen Dank. Meine Damen 
und Herren. Wir sind damit am Ende dieser An-
hörung. Ich bedanke mich für diese wirklich sehr 
konzentrierte Debatte zu einem höchst komplexen 
Thema. Wir müssen uns im Klaren sein, dass wir 
es – trotz aller Versuche, die Energiepreise zu de-
ckeln – letztendlich beim Strom nach der Decke-
lung immer noch mit einer Verdopplung der 
Preise zu tun haben. Beim Gas und beim Strom 
eine deutlich Erhöhung. Das ist wichtig, weil die 
Bürger müssen das, was wir tun, ja auch noch ak-
zeptieren und verstehen. Und das Zweite: bei die-
ser ganzen Frage der Preise und der Abschöpfung 
von Gewinnen oder Erlösen. Das ist ein stückweit 
ein Problem, dass der Markt an der Stelle offen-
sichtlich Verwerfungen hervorruft, die wir durch 
die Politik in irgendeiner Weise ausgleichen müs-
sen. Die Bürger nehmen ja auch war, was draußen 
passiert. Dass sie selber zahlen und auf der ande-
ren Seite natürlich es auch schlichtweg diese Ver-
werfung gibt, dass einige trotz dieser Krise hervor-
ragend verdienen. Ich glaube, es kommt darauf an, 
jetzt die sinnvollsten Lösungen zu treffen. Und 
dazu haben Sie beigetragen. Da möchte ich mich 
recht herzlich bei Ihnen bedanken. Insbesondere 
die Koalitionsfraktionen, die ja nun dieses Gesetz 
einzubringen haben, werden noch eine Menge zu 
tun haben, dass das dann auch so klappt, dass wir 
eine möglichst große Zustimmung bei den Bürge-
rinnen und Bürgern dafür kriegen. Denn das ist ja 
die Voraussetzung, dass das vernünftig funktio-
niert. Recht herzlichen Dank für Ihre Zeit, recht 
herzlichen Dank für Ihre Argumente, die Sie uns 
dargestellt haben. Damit ist die Anhörung zu Ende 
und kommen Sie gut nach Hause. Tschüss. 

Schluss der Sitzung: 17:15 Uhr 
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